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A. Bericht zum Frauenförder-
plan 2010 - 2012 

 
 
I. Umsetzung der Ziele und Maß-

nahmen 
 
 
1. Einleitung 
Während der Laufzeit des Frauenför-
derplans 2010 – 2012 wurde eine Viel-
zahl von Maßnahmen umgesetzt, die 
dazu beitragen sollen, dass sowohl die 
berufliche Chancengleichheit für Frau-
en als auch die gleichberechtigte und 
gleichverantwortliche Teilhabe von 
Männern an der Familien- und Erzie-
hungsarbeit realisiert wird. Im folgen-
den Text werden einige besonders 
wichtige Maßnahmen näher darge-
stellt. 
 
Mit der sukzessiven Implementierung 
des Prinzips „Gender Mainstreaming“ 
in alle Handlungsbereiche der Stadt 
Herne wird langfristig die Veränderung 
von Rollenzuweisungen für Mann und 
Frau initiiert und gefördert. Damit wird 
ein wesentlicher Beitrag zur Erfüllung 
des aus Art. 3 Abs. 2 resultierenden 
Verfassungsauftrags geleistet, die 
Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern durchzusetzen und beste-
hende Nachteile zu beseitigen (nähere 
Ausführungen unter Punkt 2 des Be-
richts). 
 
Die Analyse der Beschäftigtenstruktur 
legt offen, dass die berufliche Gleich-
stellung von Frauen bei der Herner 
Stadtverwaltung - d. h. ein Anteil von 
50 % auf allen Hierarchieebenen und 
allen Besoldungs- und Entgeltgruppen 
- in vielen Bereichen noch nicht reali-
siert ist. 
 
Diese Tatsache erfordert weiterhin ei-
genständige Maßnahmen der Frauen-
förderung. Durch die Umsetzung von 
Gender Mainstreaming in der Perso-

nalverwaltung mit den Bereichen Per-
sonalentwicklung, frauenspezifische 
Fortbildungsangebote und Vereinbar-
keit von Familie und Beruf wird ein 
wichtiger Beitrag geleistet, um die Un-
terrepräsentanz von Frauen in Füh-
rungspositionen, in verschiedenen 
Laufbahnen und in Spitzenämtern zu 
beseitigen (nähere Ausführungen sie-
he Punkt 3 des Berichts). 
 
 
2.  Gender Mainstreaming in 

der Verwaltung 
 
2.1 Einführung 
Mit einem entsprechenden Ratsbe-
schluss hat sich die Stadt Herne be-
reits im Jahre 2007 verpflichtet, die 
Grundsätze des Gender 
Mainstreamings als Querschnittsauf-
gabe in das Verwaltungshandeln zu 
integrieren. 
 
„Gender Mainstreaming ist eine Stra-
tegie, um durchgängig sicher zu stel-
len, dass Gleichstellung als Staatsauf-
gabe (Art. 3 Abs. 3 Grundgesetz) ins-
besondere von allen Akteurinnen und 
Akteuren der Öffentlichen Verwaltung 
verwirklicht wird. Mit Gender 
Mainstreaming wird im international 
anerkannten Sprachgebrauch die Op-
timierung des Verwaltungshandelns im 
Hinblick auf die systematische Beach-
tung der Lebenswirklichkeiten von 
Männern und Frauen bei der Planung, 
Durchführung und Bewertung des ei-
genen Handelns bezeichnet.“ (Bmfsfj, 
www. Bmfsfj.de/gm/wissensnetz). 
„Gender“ ist das soziale Geschlecht, 
bezeichnet erlernte Rollen und ist da-
mit veränderbar, „Mainstreaming“ 
(„Hauptströmung“) bedeutet, dass der 
Gender-Aspekt ein wesentliches Ge-
staltungsprinzip für die betreffende Or-
ganisation wird. Durch Gender 
Mainstreaming sollen Veränderungen 
im Geschlechterverhältnis erreicht 
werden, um Diskriminierung zu verhin-
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dern. Schon im Planungsstadium von 
Maßnahmen sind unterschiedliche 
Auswirkungen auf die Lebenssituation 
von Frauen und Männern zu analysie-
ren, um etwaige Nachteile vermeiden 
zu können. Dadurch kann das Verwal-
tungshandeln im Hinblick auf die sys-
tematische Beachtung der Lebenswirk-
lichkeit von Männern und Frauen bei 
der Planung, Durchführung und Bewer-
tung des eigenen Handelns optimiert 
werden. 
 
Die Implementierung gleichstellungsre-
levanter Zielsetzungen konnte auch in 
der Laufzeit des letzten Frauenförder-
plans weiter vorangetrieben werden. 
Gender Mainstreaming ist ein ziel- und 
prozessorientiertes Konzept, das ähn-
lich wie bestimmte Qualitätsmanage-
mentverfahren ein grundlegendes Wis-
sen und Verständnis voraussetzt. 
 
2.2 Gender Mainstreaming in der 

Personalentwicklung 
Sowohl das Personalentwicklungskon-
zept als auch die „Leitlinien für  Füh-
rung und Zusammenarbeit“ beinhalten 
Gender Mainstreaming als Verpflich-
tung für alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter zur Verwirklichung der Chan-
cengleichheit und dem Schutz vor Dis-
kriminierung. Insofern wurden entspre-
chende Fortbildungsmaßnahmen zum 
Thema „GM für Führungskräfte“ ver-
pflichtend durchgeführt. Aber auch für 
die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
gibt es Angebote, die in das Thema 
einführen und über die Prinzipien in-
formieren. 
 
2.3 Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf 
Seit Anfang 2011 existiert bei der 
Stadtverwaltung eine neue Dienstver-
einbarung über die Gleitende Arbeits-
zeit bei der Stadt Herne. Ziel war es u. 
a., die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf besonders zu fördern. 
Durch den Wegfall der Kernarbeitszei-
ten und die Einrichtung von Arbeits-

zeitkonten in einem Ampelsystem kön-
nen private und dienstliche Interessen 
noch besser aufeinander abgestimmt 
werden. Die Zeitsouveränität und Ei-
genverantwortlichkeit der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter ist dadurch 
deutlich gestärkt worden. 
Ein erstes Fazit nach mehr als 1 
1/2jähriger Praxis fällt durchweg positiv 
aus. Auch der Personalrat wertet die 
Dienstvereinbarung als einen positiven 
Schritt im Hinblick auf eine verbesserte 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
 
Seit 2010 bietet die Stadt Herne ihren 
Beschäftigten einmal jährlich an einem 
Brückentag den sogenannten Eltern-
Kind-Tag an. An diesem Tag können 
die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
ihre Kinder mit an den Arbeitsplatz 
bringen. Durch diese Maßnahme wird 
verdeutlicht, dass die Beschäftigten 
Familie und Beruf koordinieren müssen 
und die Stadt Herne sich dieser be-
sonderen Aufgabe auch bewusst ist. 
Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
erleben dieses Angebot als  Wert-
schätzung ihres Arbeitgebers für das 
Vereinbarkeitsthema und beteiligen 
sich mit wachsender Resonanz an die-
sem Angebot. 
Die Stadt Herne unterstützt ausdrück-
lich auch ihre männlichen Beschäftig-
ten, Familie und Beruf miteinander zu 
vereinbaren. Durch das Angebot eines 
Seminars für Männer zum Thema 
„Vereinbarkeit“ sollen Rollenfestschrei-
bungen in der Verwaltungskultur ver-
ändert und Männer ermutigt werden, 
Elternzeit auch über die zwei Partner-
monate hinaus in Anspruch zu neh-
men. 
 
2.4 Fortbildung 
Wie schon in den Vorjahren wurden 
ebenfalls in diesem Berichtszeitraum 
vom Studieninstitut frauenspezifische 
Fortbildungen angeboten. Darüber 
hinaus führte die Gleichstellungsstelle 
in Kooperation mit dem Fachbereich 
Personal Inhouse-Fortbildungs-
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veranstaltungen für die Mitarbeiterin-
nen der Verwaltung durch: 
 
- Praxiscoaching: Gute Zusammen-

arbeit im Büro 
- Zeitmanagement – Effektive und 

typgerechte Arbeitsorganisation 
 
Für Frauen, die Führungspositionen 
bekleiden, werden kontinuierlich zwei 
Angebote eines 4x jährlichen Grup-
pencoachings unter der Leitung einer 
externen Supervisorin durchgeführt. In 
diesen Veranstaltungen werden The-
men und Situationen des alltäglichen 
Führungsgeschäftes reflektiert und 
bearbeitet. Unter der Leitung der 
Gleichstellungsbeauftragten findet dar-
über hinaus bereits seit zwei Jahren 
der „Qualitätszirkel Führung“ für 
Teamkoordinatorinnen und –leiterinnen 
statt. Die teilnehmenden Kolleginnen 
sind Absolventinnen der beiden Mento-
ring-Maßnahmen, die in den Jahren 
2007 bis 2008 und 2009 bis 2011 
durchgeführt wurden. Auch hier geht 
es um die gemeinsame Bearbeitung 
von Führungsfragen. Diese Angebote 
werden von den Teilnehmerinnen als 
sehr gewinnbringend eingeschätzt. 
 
Aufgrund der positiven Ergebnisse, die 
eine Evaluation des ersten Mentoring-
projektes aufwies, wurde im Jahr 2009 
in Kooperation von Fachbereich Per-
sonal und Zentraler Service und 
Gleichstellungsstelle eine auf 13 Tan-
dems (Mentorin/Mentee) ausgeweitete 
zweite Mentoring-Maßnahme gestartet. 
Für den Zeitraum von 18 Monaten gin-
gen die „Paare“ in einen intensiven 
Erfahrungsaustausch, der durch drei 
ganztägige Veranstaltungen für die 
gesamte Gruppe begleitet wurde. Ne-
ben der Beschäftigung mit Themen der 
Führungslehre ging es auch hier um 
eine praxisorientierte Reflexion alltägli-
cher Führungssituationen. 
 
Da auch dieses zweite Mentoringpro-
jekt sowohl von den Mentorinnen als 

auch von den Mentees sehr positiv 
bewertet wurde, ist für Anfang 2013 
der Beginn einer dritten Maßnahme 
geplant. Im Unterschied zu den beiden 
vorangegangenen Projekten, die die 
Gruppe der Teamkoordinatorinnen/-
leiterinnen als Zielgruppe hatte, richtet 
sich das neue Angebot an alle Mitar-
beiterinnen des gesamten nichttechni-
schen Verwaltungsdienstes mit einer 
mehrjährigen Berufserfahrung. Ziel 
dieser Maßnahme soll es sein, Mitar-
beiterinnen für die Übernahme von 
Führungsverantwortung zu motivieren 
und sie durch das Vorbild der Mentorin 
in Führung „hineinschnuppern“ zu las-
sen. Auf diese Weise soll die deutliche 
Unterrepräsentanz von Frauen in Füh-
rungspositionen mittel- bis langfristig 
abgebaut werden. Gleichzeitig stellt 
das Angebot eine sinnvolle Vorschalt-
maßnahme für die weiblichen Beschäf-
tigten in Bezug auf ihre Beteiligung an 
dem geplanten Führungsnachwuchs-
programm dar. 
 
Vielfältige Führungsthemen beschäfti-
gen ebenfalls die Leiterinnen der städ-
tischen Kindertageseinrichtungen. 
Ständig steigende Erwartungen an die 
Arbeit der Erzieherinnen (frühkindliche 
Bildung, Sprachförderung, Integration) 
bei gleichbleibenden bzw. knapperen 
Personalressourcen führen bei dieser 
Gruppe zu hohen Belastungen, die 
häufig auch persönliche Grenzen 
überschreiten. Seit Anfang 2011 arbei-
tet die Gleichstellungsbeauftragte mit 
10 Leiterinnen von städtischen Kinder-
tagesstätten praxis- und alltagsorien-
tiert an deren aktuellen Führungsthe-
men und der Reflexion der eigenen 
Rolle unter dem Aspekt der Selbstfür-
sorge. Auch dieses Angebot zur Rol-
lenklärung wird von den Teilnehmerin-
nen als wichtige Entlastung und per-
sönliche Stärkung sehr positiv bewertet 
und gerne wahrgenommen. 
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2.5 Gender Mainstreaming im De-
zernat III 

 
2.5.1 Gender Mainstreaming in der  
 Integrationsarbeit 
Unter Federführung des Integrations-
büros wird derzeit ein „Bericht zu Mig-
rantinnen und Migranten in Herne“ ver-
fasst, der den Gender-Gedanken be-
rücksichtigt. 
Das Datenmaterial wird – soweit vor-
handen und möglich – geschlechts-
spezifisch differenziert aufbereitet. So-
wohl die Analyse der Ist-Situation wie 
auch die Darstellung von Maßnahmen 
verfolgen das auch in den „Leitlinien 
zur Integration“ formulierte Ziel, auch 
die Bedürfnisse und Interessen von 
Migrantinnen besonders in den Blick 
zu nehmen. 
 
Bereits seit vielen Jahren werden in 
der Regionalen Arbeitsstelle zur Förde-
rung von Kindern und Jugendlichen 
aus Zuwandererfamilien (RAA) zahlrei-
che Maßnahmen und Projekte bewusst 
geschlechtsspezifisch ausgerichtet, 
wie z. B. die Mutter-Kind- und Ruck-
sackgruppen, das Angebot von Väter-
gruppen und die Deeskalationsange-
bote. Durch diese Differenzierung kön-
nen Geschlechtsrollen reflektiert und 
verändert werden. Aus Sicht der RAA 
hat die Arbeit nach Gender-Kriterien zu 
einer Steigerung der Effektivität der 
Angebote und zu einer Erweiterung der 
Handlungsspielräume ihrer Zielgrup-
pen geführt. Auch die für 2013 geplan-
te Überleitung der RAA in ein „Kom-
munales Integrationszentrum“ wird zu 
einer Fortführung und Erweiterung der 
genderspezifischen Arbeit führen. 
 
2.5.2 Gender Mainstreaming im 
Projekt „Lernen vor Ort“ 
Durch die Einrichtung des Kommuna-
len Bildungsbüros und durch das Bun-
desprojekt „Lernen vor Ort“ hat der 
Aufbau eines kommunalen Bildungs-
managements große Schubkraft be-
kommen. Die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter arbeiten in den Schwer-
punkten „Bildungsmanagement“, „Bil-
dungsmonitoring“, „Bildungsberatung“, 
„Bildungsübergänge“, „Familienbil-
dung“ und „Lernen in der zweiten Le-
benshälfte“. Ziele der Arbeit sind dabei 
die Verbesserung des Zugangs zu Bil-
dungsangeboten, der Ausbau von 
Möglichkeiten zur Gestaltung der eige-
nen Bildungsbiografie und die Steige-
rung der Teilhabe an Bildung für die 
Bürgerinnen und Bürger. Gender-
Kriterien fließen auch in die Projektar-
beit mit ein: 
Im Bildungsmonitoring werden grund-
sätzlich alle verfügbaren Daten nach 
Geschlecht ausgewertet, so dass sich 
überprüfen lässt, an welchen Punkten 
sich die Bildungschancen von Frauen 
und Männern in Herne unterscheiden. 
Dies wird auch im Rahmen der strate-
gischen Gesamtplanung thematisiert. 
Derzeit werden durch das Herner Bil-
dungsnetzwerk insbesondere Projekte 
im Bereich der MINT-Förderung (Ma-
thematik, Informatik, Naturwissen-
schaften und Technik) begleitet, die 
das Interesse von Mädchen an Natur-
wissenschaften und Technik fördern 
sollen (Haus der kleinen Forscher, 
Klassenkisten der Telekom-Stiftung, 
Roberta-Zentrum des ZDI). 
Im Bereich der Weiterbildungsberatung 
liegt ein besonderer Schwerpunkt auf 
der Integration von Frauen in den Ar-
beitsmarkt. Es besteht dabei eine enge 
Kooperation mit der bei der Gleichstel-
lungsstelle angesiedelten „Fachstelle 
Frau und Beruf“. Das Bildungsbüro ist 
ebenfalls in das Netzwerk wirksame 
Hilfe für Alleinerziehende (NewA) – 
einem Bundesprojekt der Gleichstel-
lungsstelle - eingebunden. 
In der Familienbildung werden eben-
falls geschlechtsspezifische Ansätze 
zur Einbindung von Eltern verfolgt. Die 
Familienzentren z. B. konzipieren ver-
schiedene Angebote für Väter und 
Mütter, die als unterschiedliche Ziel-
gruppen verstanden werden. Die 
Gleichstellungsstelle ist Teil des 2010 
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gegründeten trägerübergreifenden Ar-
beitskreises Familienbildung. 

 
2.5.3 Gender Mainstreaming im 

Fachbereich Kinder-Jugend-
Familie 

Die methodische Einführung von GM 
im Fachbereich Kinder, Jugend, Fami-
lie wurde konsequent fortgesetzt. Nach 
dem Bereich der Jugendförderung 
wurde auch der Bereich der Sozialen 
Beratungsdienste in einem mehrjähri-
gen Prozess unter Berücksichtigung 
von Gender-Aspekten neu strukturiert.  
In den Prozessdefinitionen des Sozia-
len Beratungsdienstes wurden ge-
schlechtsspezifische Standards be-
rücksichtigt, die auch bei der Perso-
nalbemessung und bei der Festlegung 
von Qualitätsstandards entsprechend 
beachtet werden. 
 
In der Abteilung Jugendförderung hat 
eine kontinuierliche Fortführung der 
genderorientierten Kinder- und Ju-
gendarbeit stattgefunden.  
Kennzeichnend dafür ist, dass ergän-
zend zur Mädchenarbeit, die traditio-
nell ein fester Bestandteil der Kinder- 
und Jugendarbeit in allen vier Herner 
Stadtbezirksteams ist, die Implemen-
tierung der Jungenarbeit vorangetrie-
ben worden ist. Bezirksbezogene und  
stadtteilübergreifende Jungentage 
konnten mittlerweile als ständige An-
gebotsbausteine in den Kinder – und 
Jugendeinrichtungen etabliert werden. 
Außerdem wurde in 2012 mit der Ver-
anstaltung  „Jungentrophy“ erstmals 
eine mehrwöchige Kooperationsveran-
staltung zur Jungenarbeit mit Schulen 
erprobt. Nach dem erfolgreichen Start 
ist es Ziel, diese Veranstaltung in Zu-
kunft auch in Kooperation mit Freien 
Trägern weiterzuentwickeln. Die trä-
gerübergreifende Vernetzung der ge-
schlechterorientierten Aktivitäten und 
Angebote würde dadurch gefördert.  
 
Die Weiterentwicklung des Genderge-
dankens zeigt sich aktuell in der Kon-

zeptionierung von  Schulprojekten zu 
verschiedenen jugendspezifischen 
Themen. Insbesondere bei Themen 
aus dem sexualpädagogischen Be-
reich hat sich die personelle Besetzung 
mit jeweils einer männlichen und einer 
weiblichen Fachkraft und eine parallel 
geschlechterdifferenzierte Herange-
hensweise bewährt. Soweit die perso-
nellen Ressourcen es zulassen, soll 
dieser Erfahrung in Zukunft verstärkt 
Rechnung getragen werden.  
 
Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Jugendförderung sind mittlerweile 
zum Thema  „Gender“ fortgebildet. Ziel 
ist es, den Gendergedanken auch in 
Zukunft durch Fortbildungen im Be-
wusstsein der MitarbeiterInnen zu hal-
ten sowie die Genderkompetenzen und 
das Handlungsfeld weiterzuentwickeln. 
 
Mit Blick auf die Querschnittsaufgabe 
„Geschlechterdifferenzierte Kinder- 
und Jugendarbeit“ im Gesamtkontext 
aller Träger der Kinder- und Jugendar-
beit auf dem Stadtgebiet Herne wird im 
Prozess der Fortschreibung des Her-
ner Kinder- und Jugendförderplans 
eine Beteiligung der Gleichstellungs-
stelle in der zuständigen Projektgruppe 
erfolgen. Ziel ist es, den Genderaspekt 
verbindlich in den Konzeptionen aller 
Herner Kinder- und Jugendfreizeitein-
richtungen zu verankern. Das heißt, 
auch die Träger der Kinder- und Ju-
gendhilfe sind angehalten, GM als 
Strategie der Organisationsentwick-
lung, als Strategie der Personalent-
wicklung sowie als Strategie der pra-
xisbezogenen Qualitätsentwicklung 
einzuführen.  
 
2.6 Gender Mainstreaming in der 

ARGE bzw. im Jobcenter 
2010 startete der Arbeitskreis (AK) 
Gender nach einem Planungsgespräch 
zwischen der Geschäftsführung der 
ARGE und den frauenpolitischen Ver-
treterinnen neu. Vereinbart wurde eine 
aktive Einbindung des operativen Be-
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reichs der ARGE sowie die Teilnahme 
einer Person je Teambereich. Weiter-
hin nehmen die Geschäftsführung der 
ARGE, die Gleichstellungsbeauftragten 
von Stadtverwaltung und Agentur, die 
Beauftragte für Chancengleichheit der 
Agentur und die Mitarbeiterin der 
Fachstelle Frau und Beruf teil. 
 
Ausgangspunkt der Diskussion im AK 
Gender waren die Controlling-Daten 
des Vorjahres, insbesondere die Ziel-
förderquoten im 12-Monats-
Durchschnitt. Dabei musste festgestellt 
werden, dass von 11/2008 bis 10/2009 
die realisierte Beteiligung von Frauen 
an den arbeitsmarktpolitischen Instru-
menten nur bei 34% statt der ange-
strebten 49% lag. Damit ergab sich ein 
Gender Gap von 15%. 
 
 Schwerpunktthema war für 2010 
daher die Vereinbarung von differen-
zierten Zielquoten für verschiedene 
Förderinstrumente der ARGE sowie 
die Entwicklung von konkreten Maß-
nahmen, um die Zielerreichung zu ge-
währleisten. So wurde eine Erhöhung 
der Beteiligung von Frauen auf 50% 
bei Förderung der beruflichen Weiter-
bildung sowie auf 35% bei beschäfti-
gungsbegleitenden Leistungen bis Ok-
tober 2010 als Zielmarke gesetzt. 
Quartalsweise sollte eine Erfolgsbe-
obachtung erfolgen. Als Maßnahmen 
zur Erreichung dieser Zielquoten wur-
den u. a. eine gezielte Ansprache von 
Frauen sowie eine Aktivierung durch 
Gruppeninformationen vereinbart. 
 
Leider konnten die ehrgeizigen Ziele 
2010 nicht erreicht werden. So lag z. 
B. der Anteil von Frauen an den Integ-
rationen im Oktober 2010 nur bei 33%. 
Aufgrund fehlender personeller Res-
sourcen und fehlender Kontinuität bei 
den Mitgliedern des AKs Gender (sei-
tens der ARGE) gelang es nicht, in 
einen Prozess der kontinuierlichen An-
näherung an die Zielquoten einzutre-
ten. 

 
Ende 2010 vereinbarten ARGE und 
Gleichstellungsstelle, beim Thema Al-
leinerziehende zu kooperieren. Die 
Gleichstellungsstelle als Trägerin des 
NewA-Projektes stellte mit Erfolg einen 
Antrag im ESF-Bundesprogramm 
„Netzwerk wirksame Hilfe für Alleiner-
ziehende“. Die ARGE ist als Koopera-
tionspartnerin mit personellen Res-
sourcen der Beauftragten für Chan-
cengleichheit in das NewA-Projekt ein-
gebunden.  
2011 wurde die gleichstellungspoliti-
sche Vereinbarung für die neue ge-
meinsame Einrichtung „JobCenter 
Herne“ aktualisiert. Der begonnene 
Prozess des Gender Mainstreamings 
soll weiterentwickelt und auch im Job-
center verankert werden. Ziel ist es, 
dass Frauen bei den Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsförderung entsprechend 
ihrem Anteil an den erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen beteiligt werden. 
Durch die Neustrukturierung der ge-
meinsamen Einrichtung ergaben sich 
erneut personelle Veränderungen bei 
den Mitgliedern des AKs Gender. 
 
Es wurde vereinbart, den AK Gender 
aufgrund fehlender personeller Res-
sourcen während der Laufzeit des Ne-
wA-Projektes (bis 30.04.2013) auf zwei 
Treffen pro Jahr zu reduzieren. Nach 
Ende des NewA-Projektes soll der AK 
Gender neu durchstarten. Wün-
schenswert wäre dabei eine Kontinuität 
der Mitglieder. 

 
 
3.  Beschäftigtenstruktur bei 

der Stadt Herne 
 
3.1 Zielquo-

ten/Frauenunterrepräsentanz 
Die Entwicklung der Beschäftigten-
struktur in den Laufbah-
nen/Tarifverträgen bzw. Besoldungs-
gruppen/Entgeltgruppen mit Frauenun-
terrepräsentanz wird anhand der vom 
Fachbereich Personal und Zentraler 
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Service vorgelegten Beschäftigtensta-
tistiken mit den Stichtagen 30.06.2009 
und 30.06.2012 dokumentiert. Sofern 
andere Stichtage maßgebend sind, 
wird hierauf besonders hingewiesen. 
 
Beamtinnen/Beamte 
 
Nichttechnischer Verwaltungsdienst 
 
Gehobener Dienst 
Die bereits im FFP 2009 – 2012 dar-
gestellte positive Entwicklung der 
Frauenquote im gehobenen nichttech-
nischen Innendienst hat sich weiter 
verstärkt. Zum Stichtag 30.06.2012 
konnte der Frauenanteil in der BesGr. 
A11 von 42,3 % (=33 Frauen) auf 51,4 
% (= 38 Frauen) gesteigert werden. 
Auch in A 12 ist ein deutlicher Zu-
wachs von 32,1 % (18 Frauen) auf 
33,8 % (22 Frauen) zu verbuchen. Lei-
der ist der Frauenanteil in A 13 g. D. 
zum Stichtag rückläufig, und zwar von 
36,4 % (4 Frauen) auf 23,1 % (3 Frau-
en). 
Insgesamt beträgt die Frauenquote in 
der Laufbahn des gehobenen nicht-
technischen Dienstes 50,2 % womit die 
Zielquote von 49,1 % leicht überschrit-
ten wurde. 
 
Höherer Dienst 
Der prozentuale Frauenanteil ist von 
10,3 % (4 w / 35 m) auf 13,2 % (5 w / 
33 m) leicht gestiegen. Die Zielquote 
von 25,6 % wurde nicht annähernd 
erreicht. 
Die BesGr. A 13 h. D. weist einen 
Frauenanteil von 22,2 % (2 Frauen), A 
14 14,3 % (2 Frauen) und A 15 9,1 % 
(1 Frau) auf. 
 
Für die Beamtinnen des nichttechni-
schen Verwaltungsdienstes ist die glä-
serne Decke zu den Spitzenämtern 
des gehobenen Dienstes und zum ge-
samten höheren Dienst nach wie vor 
schwer zu durchbrechen. Der leicht 
gestiegene Frauenanteil reicht nicht 
aus, um den gesetzlichen Auftrag des 

Landesgleichstellungsgesetzes auf 
Herstellung von Chancengleichheit für 
Frauen und Männer zu erfüllen. 
 
Mit speziellen Personalentwicklungs-
maßnahmen wurde und wird die Reali-
sierung der gleichberechtigten berufli-
chen Teilhabe von Frauen bei der 
Stadt Herne weiter gefördert (s. nähere 
Ausführungen unter Kapitel 2.4 Fortbil-
dung). 
 
Bautechnischer Dienst, technischer 
Dienst  und vermessungstech-
nischer Dienst 
Die Anzahl der Stellen ist in diesen 
Laufbahnen sehr gering. Die Frauen-
quote im gehobenen und höheren bau-
technischen Dienst wurde erreicht (1 
w/1 m je Laufbahngruppe), ebenso im 
gehobenen technischen Dienst 
(1w/1m) und im höheren vermessungs-
technischen Dienst (1 w/1 m). 
Im mittleren technischen Dienst und im 
gehobenen vermessungstechnischen 
Dienst sind keine Frauen vertreten. 
 
Frauen bei der Feuerwehr 
Der Frauenanteil konnte gegenüber 
dem letzten Berichtszeitraum im mittle-
ren Dienst von 3 auf 5 Frauen gestei-
gert werden und liegt damit jetzt bei 
8,8 %. 
Im gehobenen feuerwehrtechnischen 
Dienst ist eine Frau vertreten (16 Män-
ner), was einem Anteil von 5,9 % ent-
spricht. Die Zielquote von 17,6 % 
konnte nicht realisiert werden.  
Im höheren feuerwehrtechnischen 
Dienst konnte die 50 % Quote durch 
die externe Einstellung einer Frau er-
reicht werden. 
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Tarifbeschäftigte 
 
nichttechnischer Verwaltungsdienst 
 
Gehobener Dienst 
Bereits im letzten Berichtszeitraum lag 
die Frauenquote bei 55,2 %. Zum 
Stichtag 30.06.2012 ist sie auf 51,7 % 
gesunken. Fachbereich Personal und 
Zentraler Service und Gleichstellungs-
stelle behalten die Entwicklung im 
Blick, um ein Absinken des Frauenan-
teils auf unter 50 % durch entspre-
chende Maßnahmen zu verhindern. 
Derzeit liegt lediglich in EG 10 der 
Frauenanteil mit 47,6 % (10 w/11 m) 
und in EG 11 mit 42,3 % (11 w/15 m) 
unter 50 %. 
 
Höherer Dienst 
Im Gegensatz zum Beamtinnenbereich 
ist die Frauenquote bei den Tarifbe-
schäftigten im höheren nichttechni-
schen Verwaltungsdienst mit 50 % er-
reicht. Während sich in E 13 mit 80 % 
(16 w/4 m) eine deutliche Frauenüber-
repräsentanz darstellt, sind in E 14 
Frauen nur mit 23,1 % (3 w/10 m), in E 
15 mit 33,3 % (2 w/4 m) und in E 15 
UE gar nicht (3 m) vertreten. 
 
Im Bereich des gehobenen und höhe-
ren Verwaltungsdienstes ist bei den 
Tarifbeschäftigten die berufliche 
Gleichstellung für Frauen wesentlich 
besser realisiert als im Beamtinnenbe-
reich. Allerdings gibt es auch bei den 
Spitzenpositionen des höheren Diens-
tes noch Nachholbedarf. 
 
 
Technischer Dienst 
Der Frauenanteil im mittleren techn. 
Dienst liegt bei 37 % (22 w/37 m). 
2009 wurde keine Frauenunterreprä-
sentanz ausgewiesen. 
Sowohl im mittleren als auch im geho-
benen Dienst ist auf Grund struktureller 
Veränderungen im SAP-System eine 
Vergleichbarkeit zum letzten Frauen-
förderplan nicht gegeben (s. auch S. 

16 „mittlerer und gehobener techni-
scher Dienst – Beschäftigte“).  
Im höheren technischen Dienst ist der 
Frauenanteil mit 11,8 % unverändert  
(2 w/15 m). 
 
Datenverarbeitung  
Hier liegen überwiegend Beschäfti-
gungsverhältnisse im gehobenen 
Dienst vor. Der prozentuale Frauenan-
teil von 15,2 % (5 w/28 m) hat sich auf 
12,8 % (5 w/34 m) negativ entwickelt. 

 
 
Fazit 
Die Gründe für die niedrige Frauen-
quote im Feuerwehrdienst sowie im 
technischen Dienst und der Datenver-
arbeitung sind sehr vielschichtig. Der 
Hauptgrund liegt sicherlich in der ge-
ringen Anzahl von Bewerberinnen. Da-
neben greift natürlich auch hier, wie bei 
allen Auswahlverfahren, das Prinzip 
der Bestenauslese.  
Durch ein gegendertes Personalmar-
keting und gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
soll verstärkt weibliches Personal für 
diese Bereiche akquiriert werden. Die 
Ausbildungsabteilung des Fachberei-
ches Personal und Zentraler Service 
verfolgt dieses Ziel bereits seit mehre-
ren Jahren durch die Teilnahme an 
Berufsbildungsmessen sowie am Girl’s 
Day und im Rahmen von Informations-
veranstaltungen an Herner Schulen. 
 
3.2 Controlling zum Stellenbeset-

zungsverfahren und zur Per-
sonalentwicklung 

Die Stadt Herne dokumentiert jahres-
bezogen und geschlechterdifferenziert 
die Anzahl der intern und extern aus-
geschriebenen Stellen, die Anzahl der 
Bewerbungen und erfolgreichen Be-
werbungen, die Anzahl der Beförde-
rungen und Höhergruppierungen, die 
Beurteilungsergebnisse, Beschäftigte 
in Führungspositionen differenziert 
nach Vollzeit/Teilzeit, zugelassene Be-
schäftigte zu den Angestelltenlehrgän-
gen I und II, zum Aufstieg zugelasse-
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nen Beamtinnen und Beamte und die 
Altersstruktur der Beschäftigten.  
 
Stellenbesetzungsverfahren 
Interne und externe Stellenausschrei-
bungen sind eine wichtige Maßnahme, 
um die berufliche Chancengleichheit 
für Frauen zu realisieren. So formuliert 
das Landesgleichstellungsgesetz, dass 
alle Stellen in Bereichen, in denen 
Frauen unterrepräsentiert sind, intern 
auszuschreiben sind. Soweit Stellen 
auf Grund besonderer fachspezifischer 
Anforderungen mit Absolventinnen und 
Absolventen einschlägiger Ausbil-
dungsgänge besetzt werden müssen 
bzw. nach erfolglosen internen Aus-
schreibungen erfolgt eine öffentliche 
Ausschreibung. 
Sowohl in internen als auch in exter-
nen Stellenbesetzungsverfahren haben 
Frauen im Zeitraum 2009 – 2011 bes-
ser abgeschnitten als ihre männlichen 
Mitkonkurrenten. Dies betraf sowohl 
Stellen des mittleren als auch des ge-
hobenen Dienstes. 
Bei der Besetzung von IngenieurIn-
nenstellen wurden in internen Verfah-
ren drei von drei Stellen und in exter-
nen Verfahren sechs von acht Stellen 
mit Frauen besetzt. 
Dies kann angesichts der unter Punkt 
3.1 beschriebenen Frauenunterreprä-
sentanz im technischen Bereich als 
positive Entwicklung bewertet werden. 
Leider gab es im Bereich der Daten-
verarbeitung keine Stellenausschrei-
bungen. 
 
Umsetzungen ohne Beförderungs- 
bzw. Höhergruppierungsmöglichkeiten 
sind von der Ausschreibungspflicht 
ausgenommen. Dennoch wurden teil-
weise auch diese Stellen ausgeschrie-
ben, um den Beschäftigten die Mög-
lichkeit einer beruflichen Veränderung 
zu geben. Mit dieser Vorgehensweise 
wird auch der Argumentation aus 
gleichstellungsrechtlicher Sicht gefolgt, 
dass Aufgabenveränderungen durch-
aus für die berufliche und persönliche 

Weiterentwicklung förderlich sind und 
bei späteren Bewerbungen von Nutzen 
sein können, da weitere Qualifikatio-
nen erworben werden. 
 
Beförderungen/Höhergruppierungen  
Im Berichtszeitraum 2010 – 2012 wur-
den insgesamt 102 beamtenrechtliche 
Beförderungen ausgesprochen, davon 
38 gegenüber Frauen (37,3 %). Von 
Besoldungsgruppe A 10 nach A 11 
wurden 9 Männer und 11 Frauen be-
fördert, von Besoldungsgruppe A 11 
nach A 12 14 Männer und 5 Frauen 
und von A 12 nach A 13 g.D. 5 Männer 
und keine Frau. Im höheren Dienst 
wurden insgesamt 7 Beförderungen 
vorgenommen. Eine Frau wurde nach 
A 13 h.D und eine nach A 15 h.D. be-
fördert, die restlichen Beförderungen 
entfielen auf Männer.  
Im Bereich der Höhergruppierungen ist 
die Situation wesentlich ausgewoge-
ner. Von insgesamt 69 Höhergruppie-
rungen entfielen 37 auf Frauen. Es ist 
auch kein Ungleichgewicht in den hö-
heren Entgeltgruppen zu verzeichnen.  
Die hier gemachten Feststellungen 
decken sich logischerweise mit den 
Ausführungen zu Punkt 3.1.  
 
Beurteilungsergebnisse 
Seit 2010 werden die Beurteilungser-
gebnisse geschlechtsbezogen und dif-
ferenziert nach Vollzeit und Teilzeit 
statistisch erfasst. Die für 2010 und 
2011 vorliegenden Statistiken lassen 
keine Benachteiligungen von Frauen, 
insbesondere von Teilzeitkräften er-
kennen. 
Ausgewertet wurden Beurteilungen, 
die anlässlich von Stellenbesetzungs-
verfahren angefordert werden.  
 
Zulassung zu den Angestelltenlehr-
gängen I und II / Zulassung zum 
Aufstieg in den gehobenen Dienst 
Von insgesamt 19 Beschäftigten, die 
zu Angestelltenlehrgängen zugelassen 
wurden, waren 12 Frauen.  
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Die Zulassung für den Aufstieg zum 
gehobenen Dienst erhielt insgesamt 
nur eine Frau. 
 
Beschäftigte in Führungspositionen  
Obwohl ein großes Potenzial gut quali-
fizierter Frauen bei der Stadt Herne 
vorhanden ist, sind Frauen in Füh-
rungspositionen erheblich unterreprä-
sentiert.  
Außer der Gleichstellungsbeauftragten 
befand sich zum Stichtag 30.06.2012 
keine Frau in der Position der Fachbe-
reichs- oder Bereichsleitung. Erfreuli-
cherweise konnte sich bei einem ex-
ternen Stellenbesetzungsverfahren für 
die Stelle der Fachbereichsleitung des 
Fachbereiches Kinder, Jugend und 
Familie eine Frau gegen ihre männli-
chen Mitkonkurrenten durchsetzen 
(nach dem Stichtag 30.06.2012).  
Von insgesamt 21 Stellen Im Bereich 
der stellvertretenden Fachbereichs- 
bzw. Bereichsleitung sind 8 Stellen mit 
Frauen besetzt, was einem prozentua-
len Anteil von 38,1 % entspricht. 
Abteilungen werden nur zu 30 % (18 
Frauen) von Frauen geführt. Im Ver-
gleich zu 2009 ist ihr Anteil allerdings 
um fast 6 % gestiegen.  
Bei den Teamkoordinationen ist der 
Frauenanteil ebenfalls leicht gestiegen 
und zwar von 32,2 % (29 Frauen) auf 
35,3 % (30 Frauen).  
-s. auch Tabelle S. 13- 
Um das Potenzial der gut qualifizierten 
Frauen zu nutzen bzw. weiter auszu-
bauen und damit die gleiche Teilhabe 
von Frauen auch an Führungspositio-
nen zu erreichen, werden spezielle 
Personalentwicklungsmaßnahmen für 
Frauen durchgeführt (s. hierzu Ausfüh-
rungen Gender Mainstreaming in der 
Verwaltung, Pkt. 2.4 Fortbildung). 
 
 
3.3.1 Nachwuchsentwicklung/-

ausbildung 
Im Bereich Nachwuchskräfte hat sich 
der Frauenanteil für den Berichtszeit-
raum 2010 – 2012 gegenüber dem 

letzten Berichtszeitraum 2006 - 2008 
erheblich verbessert. In insgesamt 14 
Ausbildungsberufen wurden von 71 
Ausbildungsplätzen 32 mit Frauen be-
setzt, was einer Quote von 45 % ent-
spricht. 2006 – 2008 lag der Frauenan-
teil lediglich bei 22,4 %. Im Ausbil-
dungsberuf „Verwaltungsfachangestell-
te“ konnten von insgesamt 21 Ausbil-
dungsplätzen 15 mit Frauen besetzt 
werden gegenüber 8 von 21 im voran-
gegangenen Berichtszeitraum. 
Trotz Teilnahme am Girl´s Day, Wer-
bung in den Schulen und Teilnahme an 
der Berufsbildungsmesse hat sich die 
Situation in den technischen und 
handwerklichen Berufen sowie im IT-
Bereich nur marginal zu Gunsten der 
Frauen verändert. Für diese Berufe ist 
weiterhin in der Öffentlichkeit dafür zu 
werben, dass gerne auch Frauen in 
diesen Bereichen ausgebildet werden. 
Für die Ausbildungsberufe Tischler/in 
und Fachinformatiker/in konnte je ein 
Ausbildungsplatz mit einer Frau be-
setzt werden.  

 
Einstellung Auszubildende 2010 – 
2012 
 
 ins-

ge- 
samt 

davon 
weib-
lich 

Inspektoranwärter/innen 18 8 
Verwaltungsfachangestellte 21 15 
Kaufleute für Bürokommu- 
nikation 

3 2 

Fachangestellte für Medien-  
und Informationsdienste 

2 2 

Fachkräfte für Veranstal- 
tungstechnik 

3 0 

Bauzeichnerinnen 2 0 
Vermessungstechniker/ 
-innen 

1 0 

Tischler/innen 1 1 
Gärtner/innen 6 1 
Straßenbauer/innen 6 0 
Fachinformatiker/in 4 1 
IT-Systemelektroniker/in 2 0 
Veranstaltungskaufleute 1 1 
Immobilienkaufleute 1 1 
insgesamt 71 32 
prozentual 100 

% 
45 % 
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4  Ausblick 
Das Controlling der im Frauenförder-
plan 2010 – 2012 festgelegten Ziele 
und Maßnahmen zeigt, dass die Reali-
sierung der Chancengleichheit für 
Frauen im Beruf nur im Schnecken-
tempo voranschreitet. Seit Inkrafttreten 
des Landesgleichstellungsgesetzes im 
Jahr 1999 ist eine Reihe von positiven 
Veränderungen für Frauen zu ver-
zeichnen. Dennoch gibt es, wie der 
Bericht zeigt, auch nach 13 Jahren 
noch Bereiche, in denen Frauen stark 
unterrepräsentiert sind. 
 
Durch den demografischen Wandel 
werden in absehbarer Zeit verstärkt 
Führungspositionen und Stellen in hö-
heren Positionen zu besetzen sein. 
Dies ist die Chance, gleichstellungs-
rechtliche Ziele zu erreichen. 
 
Flankierend sind Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die eine bessere Verein-
barkeit von Familie und Beruf ermögli-
chen. Nicht nur die Kinderbetreuung 
sondern auch die Betreuung pflegebe-
dürftiger Angehöriger fordert von den 
Beschäftigten ein großes Organisati-
ons- und Koordinierungstalent, um Be-
ruf und Familie miteinander vereinba-
ren zu können. 
Zurzeit sind 49,8 % der Beamtinnen 
und 58,5 % der weiblichen Tarifbe-
schäftigten in Teilzeit beschäftigt. Bei 
den Männern beträgt der Teilzeitanteil 
lediglich 11,3 % bei den Beamten und 
12,8 % bei den Tarifbeschäftigten. 
Neben der schon vorhandenen Ar-
beitszeitflexibilität ist sicherlich auch 

die Flexibilität des Arbeitsortes für das 
Vereinbarkeitsthema von entscheiden-
der Bedeutung. Hierdurch könnte auch 
ein stärkerer Anreiz für die männlichen 
Beschäftigten geschaffen werden, sich 
mit einem größeren Zeitanteil familiä-
ren Aufgaben zu widmen. 
 
Ein weiterer wichtiger Aspekt der Per-
sonalpolitik ist und bleibt auch die Ge-
winnung von gut qualifizierten Nach-
wuchskräften. 
 
Personalverantwortliche und Gleich-
stellungsbeauftragte sollten gemein-
sam Strategien entwickeln, um die 
Stadt Herne als attraktiven Arbeitgeber 
präsentieren zu können. Die Anwen-
dung des Prinzips Gender 
Mainstreaming und seine Implementie-
rung in weitere Bereiche ist bereits ein 
entscheidender Schritt in diese Rich-
tung. So sollen während der Laufzeit 
des neuen Frauenförderplans die Öf-
fentlichkeitsarbeit und das Betriebliche 
Gesundheitsmanagement nach Gen-
derkriterien ausgerichtet werden. Letz-
teres wird das Vereinbarkeitsthema 
unter gesundheitlichen Aspekten ein-
beziehen. 
Bei einem definierten Fachkräfteman-
gel wird die Stadt Herne Bewerberin-
nen und Bewerber bei der Suche nach 
einem geegneten Kita-Platz unterstüt-
zen. 
Weitere Standortvorteile sind mittel- 
und langfristig zu entwickeln (z. B. Zer-
tifizierung als familienfreundlicher Ar-
beitgeber). 
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Führungskräfte der Stadt Herne 
 

(Fachbereichs-/Bereichsleitungen  
stellvertretende Fachbereichs-/Bereichsleitungen  

Abteilungsleitungen) 
Stand 06/2012 

 
Bereich Gesamt Frauen Männer 

absolut % absolut % 

Fachbereichsleitungen/ 
Bereichsleitungen 

23 1* 4,3 22 95,7 

Stellv. Fachbereichs-
/Bereichsleitung 

21 8 38,1 13 61,9 

Abteilungsleitungen 

Abteilungsleitungen mit 
gleichzeitiger Funktion 
stellv. 
FBL/Bereichsleitung 

Abt.L insgesamt 

43 

 

 

17 

60 

13 

 

 

5 

18 

30,2 

 

 

29,4 

30,0 

30 

 

 

12 

42 

69,8 

 

 

70,6 

70,0 

Teamkoordination 85 30 35,3 55 64,7 
 
* Gleichstellungsbeauftragte 
 
Quelle: Berechnungen der Gleichstellungsstelle aufgrund von Daten des Fachbereiches Personal und 
Zentraler Service  
06/2012 
 
 
 

Führungskräfte der Stadt Herne 
Stand 09/2009 

 
Bereich Gesamt Frauen Männer 

absolut % absolut % 

Fachbereichsleitungen 21 2 9,5 19 90.4 

Stellvertr. Fachbereichs-
leistungen 

20 7 35,0 13 65,0 

Abteilungsleitungen 

 

62 15 24,2 47 75,8 

Teamkoordination 90 29 32,2 61 67,8 
 
Quelle: Berechnungen der Gleichstellungsstelle aufgrund von Daten des Fachbereiches Personal und 
Zentraler Service  
09/2009 
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II.  Beschäftigtenanalyse 
 (Fachbereich Personal und Zentraler Service) 
 
Vergleich 2010 – 2012 
 
Vorbemerkung 
 
Nach § 7 Abs. 1 LGG in Verbindung mit § 8 LBG sind die Beamten und Beamtinnen 
zahlenmäßig nach Laufbahnen differenziert zu erfassen. Eine Laufbahn umfasst da-
bei alle Ämter derselben Fachrichtung, die eine gleiche Vorbildung und Ausbildung 
voraussetzen. 
Hierdurch ergibt sich eine Aufteilung nach den einzelnen Berufsgruppen. 
Die Systematik der Beschäftigten-Gruppen ist den beamtenrechtlichen Laufbahnen 
nachgebildet. Die berufsspezifische Unterscheidung beruht hier auf den jeweiligen 
Eingruppierungstarifverträgen, die insoweit noch auf dem fortgeltenden alten Tarif-
recht basieren (BAT, BMT-G). Die mehrfach verschobene Neuordnung ist noch nicht 
erfolgt und wird von den Tarifvertragsparteien noch immer erarbeitet. Lediglich der im 
Jahr 2009 eingeführte Tarifvertrag im Sozial- und Erziehungsdienst stellt einen 
Schritt in die Richtung neuer Eingruppierungsrichtlinien dar. 
 
Bei dem Vergleichszeitraum handelt es sich um die Zeit zwischen dem 30. Juni 2009 
und dem 30. Juni 2012. Die anhand von Personalfluktuation ermittelten Ziele orien-
tieren sich hingegen aus technischen Gründen an dem voraussichtlichen Datenmate-
rial vom 31. Dezember 2012. Hieraus könnten sich ggf. leichte Schwankungen erge-
ben. Für den folgenden Frauenförderplan ist geplant, diese Situation zu optimieren. 
 
Ausführungen zu einzelnen Laufbahnen (ergänzend und Bezug nehmend  
auf A I 3.1): 
 
Gehobener und höherer nichttechnischer Dienst 
 
Der Personalbedarf im gehobenen Dienst wird überwiegend durch die Übernahme 
des selbst ausgebildeten Personals gesichert (Einstellung von Anwär-
tern/Anwärterinnen, Zulassung von Beamten/Beamtinnen des mittleren Dienstes). Im 
vorliegenden Betrachtungszeitraum erfolgten zudem diverse Stellenbesetzungsver-
fahren für den Bereich des JobCenters. Aufgrund dieser Korrekturmöglichkeiten war 
es im Rahmen der Bestenauslese gemäß Art. 33 GG und der Grundsätze des § 7 
LGG möglich, die Frauenquote um 1,1% positiver zu entwickeln, als es die Zielpla-
nung in 2009 vorsah und dadurch sogar ein ausgeglichenes Verhältnis in dieser 
Laufbahn zu schaffen. 
 
In der Gruppe des höheren Dienstes finden sich überwiegend Personen, die aus 
dem gehobenen nichttechnischen Dienst aufgestiegen sind. Zwar konnte die ange-
strebte Zielquote nicht erreicht werden, es bleibt jedoch festzuhalten, dass sich der 
Frauenanteil sowohl absolut als auch prozentual gesteigert hat. 
 
Im Bereich der Tarifbeschäftigten waren Frauen im gehobenen Dienst auch im 
vergangenen Berichtszeitraum nicht unterrepräsentiert. Die zuvor genannte 
Entwicklung im Bereich des höheren Dienstes hat erfreulicherweise nun dazu 
geführt, dass auch hier ein ausgeglichenes Verhältnis (50/50) unter Frauen und 
Männern besteht. 
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feuerwehrtechnischer Dienst (Beamtinnen und Beamte) 
Auch in diesem Bereich ist eine steigende Tendenz der Frauenquote zu erkennen. 
Aufgrund einer regelmäßig nur geringen Beteiligung von Frauen an Auswahlverfah-
ren für Stellenbesetzungen im feuerwehrtechnischen Dienst und der getroffenen 
Auswahlentscheidungen gemäß Art. 33 GG und der Grundsätze des § 7 LGG konnte 
die Zielplanung jedoch nicht erreicht werden. 
 
Mittlerer technischer Dienst (Beamtinnen und Beamte) 
Wie schon im vorangegangenen Betrachtungszeitraum befinden sich in der Laufbahn 
des mittleren technischen Dienstes ausschließlich ehemalige Feuerwehrbeamte, bei 
denen aus gesundheitlichen Gründen ein Laufbahnwechsel in den technischen 
Dienst erfolgen musste. Diese Ausweisung erfolgt daher weniger bedarfsorientiert als 
vorwiegend aus sozialen Gründen. Frauen waren hiervon bisher nicht betroffen, so 
dass keine Quotenkorrektur erfolgen konnte. 
 
Mittlerer und gehobener technischer Dienst (Beschäftigte) 
 
Hier ergeben sich auch in diesem Berichtszeitraum Auffälligkeiten bei der Gegen-
überstellung von Daten aus dem Jahr 2009 und dem aktuellen Zahlenmaterial. Dies 
ist ein Ergebnis struktureller Veränderungen im SAP-System, welche im mittleren 
technischen Dienst zu einer zuvor nicht aufgeführten Unterrepräsentanz führt. Der 
starke Anstieg von 19 auf 37 männliche Beschäftigte ist in diesem Bereich zumindest 
nicht auf Einstellungsmaßnahmen zurückzuführen.  
 
Darüber hinaus ist, wie bereits im vorangegangenen Zeitraum, im gehobenen techni-
schen Dienst der Bestand der zuvor mit Auffangfunktion genutzten Laufbahngruppe 
weiter unterteilt worden, so dass hier eine erkennbare Reduzierung aller Personen 
von 131 auf 103 erfolgt ist. Die hohe Zahl von 131 basiert hier wohl noch auf einer 
Doppelauswertung bestimmter Mitarbeiter, die nun behoben werden konnte. 
 
Eine erneute Auswertung der ehemaligen Daten im gehobenen Dienst gibt heute ei-
nen Wert von 104 Personen (66 Männer / 38 Frauen) mit dem Stichtag 30.06.2009 
aus, so dass diese Daten plausibel erscheinen. Aus Gründen der Vergleichbarkeit 
wurde hier jedoch darauf verzichtet, diesen Wert in der Analyse aufzuführen, da der 
damalige Frauenförderplan mit dem höheren Wert veröffentlicht wurde. 
 
Sozial- u. Erziehungsdienst 
 
In dieser Laufbahn sind Frauen nicht unterrepräsentiert. Es soll jedoch darauf hinge-
wiesen werden, dass aufgrund der Einführung dieses Tarifvertrags auch neue Ein-
gruppierungen inklusive neuer Tabellenwerte vorliegen, wodurch eine Vergleichbar-
keit von alten und neuen Daten nicht mehr gegeben sein kann. 
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B. Fortschreibung des Frauenförderplans 2013 – 2015 
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I. Ziele und Maßnahmen Frauenförderplan 2013 - 2015 
 
1.  Stellenausschreibungen 
 
1.1  Alle Stellen bei der Stadt Herne sind nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-

mungen für Frauen und für Männer offen. 
 
1.2  Die Stadt Herne verpflichtet sich, die Regelungen des Frauenförderplanes und 

des Landesgleichstellungsgesetzes bezüglich der Zugangsvoraussetzungen 
auch auf Stellen anzuwenden, die nicht im Stellenplan der Stadt Herne enthal-
ten sind (z. B. projektfinanzierte Stellen). 

 
1.3  Alle Ausschreibungstexte enthalten die männliche und die weibliche Sprach-

form, es sei denn, ein bestimmtes Geschlecht ist unverzichtbare Vorausset-
zung für die Tätigkeit. 

 
 Dienstkräfte mit Leitungsfunktionen motivieren Frauen verstärkt zu Bewerbun-
gen um höherwertige Stellen und unterstützen sie in ihrem beruflichen Fort-
kommen. 

 
1.4  Grundsätzlich werden alle zu besetzenden Stellen intern ausgeschrieben. Aus 

wichtigen personalwirtschaftlichen Gründen kann von einer Ausschreibung 
abgesehen werden. 

 Die Stadt Herne richtet eine Jobbörse ein, um den Beschäftigten eine weitere 
berufliche Umorientierung oder Weiterentwicklung zu ermöglichen. 

 
1.5  Weitere Ausnahmen von der Ausschreibungspflicht regelt das LGG. 
 
1.6  Liegen nach interner Ausschreibung keine Bewerbungen von Frauen mit der 

geforderten Qualifikation vor und ist durch haushaltsrechtliche Bestimmungen 
eine interne Besetzung nicht zwingend vorgeschrieben, soll die Ausschreibung 
öffentlich einmal wiederholt werden.  

 
1.7  Bei internen Stellenausschreibungen ist sicherzustellen, dass die Beschäftig-

ten der Stadt Herne, die die formalen Anforderungen erfüllen, über freie Stel-
len informiert werden. 

 
1.8  Bei einem entsprechenden Interesse werden auch alle beurlaubten Beschäf-

tigten über freie Stellen informiert, soweit sie die formalen Anforderungen er-
füllen. 

 
1.9  Die Gleichstellungsstelle bietet Kolleginnen Information und Beratung bei Stel-

lenbesetzungsverfahren an. 
 
1.10  Für Bereiche, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, enthält der Ausschrei-

bungstext folgenden Hinweis: 
 „Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Sie werden bei glei-
cher Qualifikation im Rahmen der gesetzlichen Regelungen bevorzugt berück-
sichtigt.“ 
Bei einem definierten Fachkräftemangel unterstützt die Stadt Herne Bewerbe-
rinnen und Bewerber bei der Suche nach einem geeigneten Kita-Platz. 
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1.11  Stellenausschreibungen sind der Gleichstellungsstelle frühzeitig vorzulegen, 

damit sie innerhalb einer angemessenen Frist, die in der Regel eine Woche 
nicht unterschreiten darf, Stellung nehmen kann. 

 
1.12  Die Ausschreibung orientiert sich ausschließlich an den Anforderungen der zu 

besetzenden Stelle. 
 
1.13  Alle Stellen, auch die mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben, sind grund-

sätzlich mit der Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung auszuschreiben. Aus-
nahmen sind nur möglich bei nachvollziehbaren und schwerwiegenden Nach-
teilen für die Funktionsfähigkeit der Verwaltung, die auch durch organisatori-
sche Maßnahmen nicht behoben werden können (vgl. auch 8.8). 

 
 Ausschreibungstexte enthalten die Formulierung: „Eine Besetzung der Stelle 

mit zwei Teilzeitkräften ist möglich.“ 
 Nach Absprache zwischen Beschäftigten, Fachbereichsleitung und Fachbe-

reich Personal können bestimmte Arbeitszeitmodelle festgelegt werden. 
 
 
2.  Auswahlverfahren 
 
2.1  In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, sind mindestens eben-

so viele Frauen wie Männer zum Vorstellungsgespräch einzuladen, wenn sie 
die geforderte Qualifikation für die Besetzung der jeweiligen Stelle erfüllen. 

 
2.2  Die Regelungen des Landesgleichstellungsgesetzes werden Bestandteil von 

Schulungsmaßnahmen zum neuen standardisierten Stellenbesetzungsverfah-
ren.  Die operative Umsetzung liegt in der Verantwortung des Fachbereichs 
Personal und Zentraler Service. 

 
2.3  Fragen nach einer bestehenden oder geplanten Schwangerschaft sowie der 

Betreuung von Kindern neben der Berufstätigkeit sind unzulässig.  
 
2.4  Die Gleichstellungsstelle erhält rechtzeitig Kenntnis von allen zu besetzenden 

Stellen und von allen Bewerbungen. Die Gleichstellungsbeauftragte hat die 
Möglichkeit, Bewerbungsunterlagen einzusehen und nimmt nach eigenem 
Ermessen an den Vorstellungsgesprächen teil. Sie hat das Recht, ergänzend 
Bewerberinnen und Bewerber für das Vorstellungsgespräch vorzuschlagen. 
Sofern die Gleichstellungsbeauftragte bzw. ihre Vertreterin am Vorstellungs-
gespräch nicht teilnehmen kann, wird sie unverzüglich und umfassend über 
getroffene Personalentscheidungen informiert. 

 
2.5  Einstellungstests und -gespräche sind so zu gestalten, dass Frauen nicht be-

nachteiligt werden. 
 
2.6  Für die Beurteilung von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind 

ausschließlich die Anforderungen des zu besetzenden Arbeitsplatzes oder des 
zu vergebenden Amtes maßgeblich. 
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2.7  Auswahlkriterien dürfen keine Bedingungen enthalten, die Frauen aufgrund 
ihres Geschlechts, der ihnen zugeschriebenen körperlichen Konstitution, ihres 
Familienstandes, ihrer vergangenen und zukünftigen Lebensplanung, zurück-
liegender Kindererziehungs- oder Pflegezeiten und Teilzeitbeschäftigungszei-
ten benachteiligen. 

 
2.8  Familienstand, Einkommensverhältnisse des Partners oder der Partnerin und 

die Zahl der unterhaltsberechtigten Personen dürfen nicht berücksichtigt wer-
den. 

 
2.9  Auswahlkommissionen sollen zur Hälfte mit Frauen besetzt werden. Ist dies 

aus zwingenden Gründen nicht möglich, sind die Gründe aktenkundig zu ma-
chen. 

 
 
3.  Stellenbesetzung 
 
3.1  Bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind Frauen bei Be-

gründung eines Beamtenverhältnisses bevorzugt zu berücksichtigen, wenn sie 
in der entsprechenden Laufbahn unterrepräsentiert sind und wenn nicht in der 
Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen. 

 
 Diese Regelung gilt analog für Tarifbeschäftigte, auch bei der Begründung 
zeitlich befristeter Arbeitsverhältnisse. 
 

3.2  Bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind Frauen bei Be-
förderungen bevorzugt zu berücksichtigen, wenn sie in der entsprechenden 
Laufbahn unterrepräsentiert sind und wenn nicht in der Person eines Mitbe-
werbers liegende Gründe überwiegen. 

 
Diese Regelung gilt analog für Tarifbeschäftigte, auch bei der Begründung  
zeitlich befristeter Arbeitsverhältnisse. 
 
 Dies gilt ebenfalls für Umsetzungen, soweit damit die Übertragung eines hö-
herbewerteten Dienstpostens verbunden ist. 
 

3.3  Die Verwaltung entwickelt zurzeit neue Beurteilungsrichtlinien. Unter dem As-
pekt der Frauenförderung bzw. Geschlechtergerechtigkeit sind dabei folgende 
Punkte zu berücksichtigen: 

 
 - Im Vorfeld jeder Beurteilung weist der Fachbereich Personal die beurteilen-

den Stellen auf mögliche strukturelle Diskriminierungen hin. 
 - Die Gleichstellungsstelle wird an Beurteilungskonferenzen beteiligt. Sie bie-

tet Beratungsgespräche zum Beurteilungsverfahren an. 
 - In die Beurteilung von Personen mit Leitungsfunktionen ist das Kriterium 

„Frauenförderung“ mit aufzunehmen. Dies ist zu Beginn des Beurteilungs-
verfahrens zu thematisieren. 

 
3.4  Spezifische durch Familienarbeit, Pflege, soziales Engagement oder ehren-

amtliche Tätigkeit erworbene Erfahrungen und Kenntnisse werden als leis-
tungsfernes Hilfskriterium als Bestandteil der erforderlichen Qualifikation mit 
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berücksichtigt, soweit sie für die übertragenen Aufgaben von Bedeutung sind, 
z. B. soziale und kommunikative Kompetenz, Organisationsfähigkeit, Belast-
barkeit, Verantwortungsbereitschaft, Einfühlungsvermögen und Flexibilität. 

 
3.5  Frühere Teilzeitbeschäftigung, Unterbrechung der Erwerbstätigkeit und Unter-

brechung oder Verzögerung beim Abschluss der Ausbildung durch Kinderer-
ziehung oder Betreuung von pflegebedürftigen Angehörigen dürfen nicht nach-
teilig berücksichtigt werden. Gesetzliche Regelungen bleiben unberührt. 

 
3.6  Die Gleichstellungsbeauftragte wird bei Stellenbesetzungen frühzeitig beteiligt. 

Sie ist zu unterrichten und anzuhören. Ihr ist während einer Frist von mindes-
tens einer Woche Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Sie kann Maß-
nahmen widersprechen, wenn sie diese für unvereinbar mit gesetzlichen Re-
gelungen hält. 

 
3.7  Die Gleichstellungsbeauftragte hat ein unmittelbares Vortragsrecht bei der 

Verwaltungsführung. 
 
3.8  Die Personalverwaltung und die Gleichstellungsstelle erarbeiten konkrete Ziel-

vorgaben für den Zeitraum von drei Jahren, um den Anteil von Frauen in Be-
reichen, in denen sie unterrepräsentiert sind, zu erhöhen. Angestrebt wird eine 
Parität. 

  
 Besondere Bedeutung hat dabei der Bereich der Führungspositionen, in dem 
der Frauenanteil besonders gering ist. 
 
 Zur Erhöhung des Frauenanteils sind Führungskräfte aufgefordert, Frauen bei 
entsprechender Qualifikation zur Übernahme höherwertiger Tätigkeiten zu mo-
tivieren. 
 
Die Personalverwaltung erstellt jeweils zu Beginn eines jeden Jahres eine 
Übersicht über die zu erwartenden altersbedingten Vakanzen.  
 

3.9  Projektgruppen werden nach Möglichkeit paritätisch besetzt. 
 
 
4.  Ausbildung 
 
4.1  Alle Ausbildungsplätze bei der Stadt Herne stehen Frauen und Männern offen. 
 
4.2  Die Stadt Herne ermöglicht grundsätzlich eine Ausbildung in Teilzeitform nach 

den Bestimmungen des Berufsbildungsgesetzes, sofern Bewerberinnen oder 
Bewerber mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder einen pflegebedürftigen 
Angehörigen betreuen. 

 
4.3  Alle Ausbildungsplätze werden öffentlich ausgeschrieben. 
 
4.4  Liegt der Frauenanteil in einem Ausbildungsgang bei weniger als 20 %, wird 

zusätzlich öffentlich geworben, um den Frauenanteil zu erhöhen. Denkbare 
Werbemaßnahmen sind z. B.:  
 - Infoveranstaltungen (Schule) 
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 - Tage der offenen Tür 
 - entsprechende Pressemitteilungen 
 - Informationen an die Bundesagentur für Arbeit, dass insbesondere Frauen 

gesucht werden. 
 
4.5  Die Stadt Herne beteiligt sich regelmäßig an den Maßnahmen zum „Girl’s 

Day“. 
 
4.6  Es gehen Informationen an die Bundesagentur für Arbeit des Bezirks, dass 

besonderes Interesse an der Ausbildung von Frauen in den technischen und 
handwerklichen Bereichen sowie für den feuerwehrtechnischen Dienst be-
steht. 

 
4.7  Die Stadt Herne bietet Betriebspraktika für Schülerinnen und Schüler an. Das 

Angebot im IT-Bereich wird sukzessiv erweitert. Frauen werden dabei bevor-
zugt berücksichtigt. 

 
4.8  In Ausbildungsberufen, in denen Frauen gar nicht vertreten oder unterreprä-

sentiert sind, werden mindestens 50 % der zu besetzenden Ausbildungsstel-
len für Bewerberinnen reserviert. 
 Nur dann, wenn sich nicht genügend Frauen mit gleichwertiger Qualifikation 
beworben haben, können diese Stellen mit Bewerbern besetzt werden.  

 
4.9  Alle Auszubildenden erhalten eine Einführung in die Themen „Gleichstellung 

von Frau und Mann“ und „Gender Mainstreaming“. 
 
4.10  Die Gleichstellungsstelle ist an den Auswahlverfahren (analog zu Punkt 2) zu 

beteiligen. 
 
4.11  Frauen sind bei der Übernahme nach der Ausbildung bei gleicher Eignung, 

Befähigung und fachlicher Leistung in allen Berufen entsprechend ihrem  An-
teil, mindestens aber zu 50 % zu berücksichtigen. 

 
4.12  In den Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, sind Frauen zur 

Erhöhung der Frauenquote nach der Ausbildung bei gleicher Leistung, Eig-
nung und Befähigung vorrangig zu übernehmen. 

 
4.13  Für die Durchführung der Ausbildung im städtischen Bereich werden Ausbilde-

rinnen und Ausbilder im gleichen Maß qualifiziert und berücksichtigt. 
 
4.14  Der Fachbereich Personal und Zentraler Service erarbeitet im Rahmen der 

neuen Ausbildungskonzeption unter Beteiligung der Gleichstellungsstelle für 
Ausbildungsberufe mit Frauenunterrepräsentanz weitere Maßnahmen zur 
Personalgewinnung. 

 
 
5.  Fortbildung und Personalentwicklung 
 
5.1  Frauenförderung bzw. die Herstellung von Geschlechtergerechtigkeit ist, wie 

im Personalentwicklungskonzept beschrieben, besonderes Anliegen der Per-
sonalentwicklung. Frauen sind so an Maßnahmen der Personalentwicklung zu 
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beteiligen, dass eine positive Veränderung der Beschäftigtenstruktur erfolgen 
kann. 
 Die Stadt Herne setzt sich zum Ziel, den Anteil von Frauen in Führungspositi-
onen zu erhöhen. 
 

5.2  Zur Steigerung des Anteils von Frauen in Führungspositionen führt die Stadt 
Herne das Mentoringprojekt fort. 

 
5.3  Die personalverwaltenden Organisationseinheiten haben sicherzustellen, dass 

alle Beschäftigten rechtzeitig über Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen  
informiert sind; dies gilt auch für Teilzeitbeschäftigte und Beurlaubte. 

 
5.4  Nehmen Teilzeitbeschäftigte aus dienstlichen Gründen an ganztägigen Fort-

bildungsveranstaltungen teil, ist ihnen Freizeitausgleich zu gewähren bzw. 
sind ggf. die Stunden zu vergüten. 

 
5.5  Fortbildungsmaßnahmen sollen so durchgeführt werden, dass Beschäftigten, 

die Kinder betreuen oder pflegebedürftige Angehörige versorgen, sowie Teil-
zeitbeschäftigten die Teilnahme möglich ist. 

 
 Das Studieninstitut bietet bei Bedarf Fortbildungen in Teilzeitform an. 
 

 Entstehen durch die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen notwendige Kos-
ten für die Betreuung von Kindern unter 12 Jahren, so sind diese von der 
Stadt Herne zu erstatten. Voraussetzung hierfür ist, dass die Zeiten der Fort-
bildung über die reguläre Arbeitszeit hinausgehen und keine andere im Haus-
halt lebende Person die Betreuung übernehmen kann. 

 
5.6  Die Vorgesetzten motivieren insbesondere Frauen zur Teilnahme an Fortbil-

dungsveranstaltungen. 
 
5.7  Fortbildung ist fester Bestandteil von Mitarbeitergesprächen. Spezielle Wün-

sche und Anforderungen, insbesondere im Hinblick auf die Motivation zur 
Teilnahme von Frauen an Fortbildung, werden im Mitarbeitergespräch thema-
tisiert und an den Fachbereich Personal und Zentraler Service weitergegeben. 

 
5.8  In das Fortbildungsangebot sind regelmäßig die Themen ‚Gleichstellung von 

Frau und Mann‘ und ‚Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz‘ aufzu-
nehmen. 

 
 Besonders in Führungs- und Führungsnachwuchsseminaren sind u. a. die 
Themen 
 
- Gleichstellung / Verbot von mittelbarer Diskriminierung 
- Personalentwicklung / Frauenförderung 
- Vereinbarkeit von Familie und Beruf auch für Männer 
- Vermeidung von sexueller Belästigung und Mobbing am Arbeitsplatz 
- geschlechtergerechtes Beurteilungswesen 
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 ausdrücklich zu behandeln. Mit dem kommunalen Studieninstitut bzw. frei ver-
pflichteten Dozentinnen und Dozenten sind entsprechende Konzepte abzu-
stimmen. 

 
5.9  Das Thema sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ist Thema spezieller Fortbil-

dungsangebote zur Umsetzung des allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. 
 
5.10  Bei der Vergabe von Plätzen für Fortbildungsmaßnahmen, insbesondere für 

Weiterqualifikationen sind – soweit die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind – weibliche Beschäftigte mindestens entsprechend ihrem Anteil an den 
Bewerbungen zu der Fortbildungsmaßnahme zuzulassen. 
 Zu diesem Zweck führen alle Organisationseinheiten, die Zulassungen zu 
Fortbildungsmaßnahmen vergeben, eine Statistik über: 
- die Zahl der Anmeldungen zu Maßnahmen getrennt nach Geschlecht 
- die Zahl der Zulassungen zu Maßnahmen getrennt nach Geschlecht 
- Dauer und Kosten der bewilligten Fortbildungsmaßnahmen getrennt nach 

Geschlecht. 
 
5.11  Für weibliche Beschäftigte werden auch besondere Fortbildungsmaßnahmen 

angeboten, die auf die Übernahme von Tätigkeiten vorbereiten, bei denen 
Frauen unterrepräsentiert sind. 

 
 Hierzu können zählen: 

- Seminare, die allgemein frauenrelevante Inhalte und/oder Lernformen bein-
halten (z. B. EDV, Rhetorik, Selbstbehauptung). 

- Seminare für weibliche Führungskräfte und weibliche Führungsnachwuchs-
kräfte 

- Seminare zur beruflichen Qualifikation für Beschäftigte in den untersten 
Lohn- und Gehaltsgruppen ohne Aufstiegsmöglichkeiten 

- Weiterbildungslehrgänge für Schreibkräfte, z. B. Teilnahme am Angestellten-
lehrgang I. 

- Fortbildungsveranstaltungen für Wiedereinsteigerinnen. Bei der Zulassung 
zu den Angestelltenlehrgängen sind Frauen bei gleicher bzw. gleichwertiger 
Qualifikation mindestens entsprechend ihrem Anteil an den Bewerbungen zu 
berücksichtigen. 

 
5.12  Frauen werden verstärkt als Dozentinnen und Referentinnen im Fortbildungs-

bereich eingesetzt. 
 
 
6.  Gender Mainstreaming 
 
6.1  Die Stadt Herne bekennt sich zu den Grundsätzen des Gender 

Mainstreaming. 
 
6.2  Gender Mainstreaming ist eine Querschnittsaufgabe der Verwaltung. Die Ver-

antwortung für die Umsetzung liegt bei den Fachbereichen. 
 
6.3  Die Federführung für die Umsetzung von Gender Mainstreaming obliegt dem 

Fachbereich Personal und Zentraler Service. 
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6.4  Die Gleichstellungsstelle berät die federführende Stelle und die Fachbereiche 
bei der Umsetzung. 

 
6.5  Die Verwaltung verpflichtet sich zu einer geschlechterdifferenzierten Datener-

hebung und geschlechtergerechten Sprache. 
 
6.6   Es werden weitere Projekte zur Umsetzung von Gender Mainstreaming 

durchgeführt. Aktuell beabsichtigt die Verwaltung, ihre Öffentlichkeitsarbeit 
und das betriebliche Gesundheitsmanagement nach Genderkriterien auszu-
richten. 

 
 
7.  Organisationsentwicklung 
 
7.1  Die Fachbereiche sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Personalkostenverant-

wortung Benachteiligungen für Frauen zu vermeiden. 
 
7.2  Bei Reorganisationsmaßnahmen haben die Fachbereiche sicherzustellen, 

dass die Ziele der Frauenförderung berücksichtigt werden. Ein Absinken des 
Frauenanteils ist nach Möglichkeit zu verhindern. Die Fachbereiche müssen 
die Zielquoten beachten. 

 
7.3  Der Fachbereich Personal und Zentraler Service prüft die Vorschläge auf Ge-

schlechtergerechtigkeit. Er hat bei den Vorschlägen der Reorganisation die 
Grundsätze der Frauenförderung zu berücksichtigen. Die Gleichstellungsstelle 
ist zu beteiligen. 

 
7.4  Zur Überprüfung von Organisations- und Personalveränderungen weist der 

Stellenbesetzungsplan die Geschlechtszugehörigkeit aus. 
 
 
8.  Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Männer und Frauen 
 
8.1  Die Stadt Herne erleichtert ihren Beschäftigten mit betreuungsbedürftigen Kin-

dern oder Angehörigen die Vereinbarkeit von beruflichem Engagement und 
familiären Aufgaben. Dies kann durch Beurlaubung und vorübergehende Ar-
beitszeitreduzierung erreicht werden mit dem Ziel, familienbedingte Ausfallzei-
ten so gering wie möglich zu halten. 

 
 Insbesondere Alleinerziehenden mit Kindern wird die Ausübung ihrer Tätigkeit 
erleichtert, z. B. durch flexible Arbeitszeiten oder Einsatz in anderen Arbeits-
bereichen. Teilzeitbeschäftigte haben die Möglichkeit, am Angestelltenlehr-
gang I und II teilzunehmen. Auch teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte 
können an der Einführung in die Laufbahn des gehobenen nichttechnischen 
Dienstes teilnehmen (Aufstiegslehrgang). 
 

8.2  Um die Gleichstellung von Frauen und Männern zu fördern, unterstützt die 
Stadt Herne im Rahmen ihrer Möglichkeiten die familienbedingte Arbeitszeit-
reduzierung oder Beurlaubung von männlichen Beschäftigten. Männer werden 
ausdrücklich ermutigt, von der Möglichkeit einer individuellen Arbeitszeitge-
staltung Gebrauch zu machen, um Familie und Beruf besser miteinander ver-
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einbaren zu können. Die Stadt Herne wird einmal pro Jahr ein Seminar spezi-
ell für Männer anbieten zum Thema „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“. 
 Die Gleichstellungsstelle berät und unterstützt auch die männlichen Beschäf-
tigten zu Fragen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
 

8.3  Die Stadt Herne ermöglicht im Rahmen der rechtlichen Voraussetzungen Be-
schäftigten, die mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder einen pflegebedürf-
tigen Angehörigen betreuen, Arbeitszeiten, die eine Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie erleichtern, soweit zwingende dienstliche Belange nicht entge-
genstehen. 

 
8.4  Insbesondere auch im Bereich der Feuerwehr werden Beschäftigten unter Be-

rücksichtigung der dienstlichen Belange Arbeitszeitmodelle angeboten, die die 
Vereinbarung von Familie und Beruf ermöglichen. 
 Fachbereich Personal und Zentraler Service und Gleichstellungsstelle unter-
stützen und beraten zu diesem Thema die Fachbereichsleitung und die Be-
schäftigten. 
 

8.5.  Nach dem neuen Pflegezeitgesetz haben Angehörige in einer akut auftreten-
den Pflegesituation die Möglichkeit einer unbezahlten kurzfristigen Freistellung 
von bis zu 10 Arbeitstagen. 

 Der Fachbereich Personal und Zentraler Service informiert die Beschäftigten 
über die Inhalte des Pflegezeitgesetzes und über Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote. 

 
8.6  Anträge auf Ermäßigung der Arbeitszeit bis auf die Hälfte zur Betreuung eines 

Kindes unter 18 Jahren oder eines pflegebedürftigen Angehörigen werden ge-
nehmigt, sofern zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

 
8.7  Die Teilzeitbeschäftigung ist bis zu 5 Jahre zu befristen mit der Möglichkeit der 

Verlängerung. 
 
8.8  Alle Arbeitsplätze – auch die mit Leitungsfunktionen – sind grundsätzlich teil-

bar (vgl. 1.13). 
 Ausnahmen können nur zugelassen werden, wenn nachvollziehbare und 
schwerwiegende Nachteile für die Funktionsfähigkeit der Verwaltung, die auch 
durch organisatorische Maßnahmen nicht behoben werden können, zu erwar-
ten sind. 
 

8.9  Wenn den Beschäftigten die Teilzeitbeschäftigung nicht mehr zugemutet wer-
den kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen, soll eine Änderung 
des Umfangs der Arbeitszeit bzw. die Rückkehr zur Vollzeitbeschäftigung er-
möglicht werden. 

 
8.10  Die Ablehnung eines Antrages auf Teilzeitarbeit bzw. einer vorzeitigen Erhö-

hung oder Umwandlung der Arbeitszeit von Teilzeit auf Vollzeit bedarf der 
schriftlichen Begründung und ist der Gleichstellungsbeauftragten zur Stellung-
nahme vorzulegen. Bei einer endgültigen Entscheidung ist deren Stellung-
nahme zu berücksichtigen. 
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8.11  Bei Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen ist unter Ausschöpfen aller 
haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ein personeller, sonst ein organisatori-
scher Ausgleich vorzunehmen. 

 Eine entsprechende Reduktion der Arbeitsaufgaben ist ggf. vorzunehmen. 
 
8.12  Entstehen durch Arbeitszeitreduzierungen Reststundenkontingente, sind diese 

vorrangig Teilzeitbeschäftigten oder den Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern 
anzubieten, die sich in der Elternzeit befinden bzw. beurlaubt sind, um so ei-
nen stufenweisen Wiedereinstieg zu ermöglichen. 
 Dies gilt nicht, wenn die Stunden aus Gründen der Haushaltskonsolidierung 
einzusparen sind. 
 

8.13  Die Personalbedarfsplanung sorgt für eine ausreichende Berücksichtigung des 
Mutterschutzes, des Erziehungsurlaubs, der Beurlaubung sowie der Reduzie-
rung der Arbeitszeit. 

 
8.14  Beschäftigte, die eine Teilzeitbeschäftigung beantragen, werden durch die 

Personalverwaltung über die beamten-, arbeits-, versorgungs-, und renten-
rechtlichen Folgen informiert bzw. auf mögliche Konsequenzen hingewiesen. 

 
 Teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte erhalten auf Antrag alle zwei 

Jahre eine Auskunft über die voraussichtlich zu erwartenden Versorgungsbe-
züge. 

 
8.15  Die Verwaltung informiert die Beschäftigten über die verschiedenen Modelle 

von Teilzeitarbeit. Sie bietet den Beschäftigten unter Berücksichtigung der 
dienstlichen Belange dem Bedarf entsprechend Teilzeitarbeitsplätze an, auch 
im Bereich der Vorgesetzten- und Leitungsfunktionen. 

 
8.16  Die Gleichstellungsstelle bietet allen Beschäftigten Beratung zum Thema Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf an. Sie stellt außerdem umfangreiches Info-
material zu Mutterschutz, Elternzeit, Elterngeld, Arbeitszeit/Teilzeit, Vereinbar-
keit von Familie und Beruf zur Verfügung. 

 
8.17  Auf dringlichen Wunsch der Beschäftigten und unter Wahrung der dienstlichen 

Belange können auch weitere Möglichkeiten der Arbeitserledigung geprüft 
werden. 

 
8.18  Aus betrieblichen Gründen können Tele(heim)arbeitsplätze zur Verfügung ge-

stellt werden. 
 
8.19  Beschäftigten mit Familienpflichten sind bei Bedarf und unter Wahrung zwin-

gender dienstlicher Belange Abweichungen von den geltenden Arbeitszeitre-
gelungen zu ermöglichen, z. B. 
 - Abstimmung der Arbeitszeiten mit den Öffnungszeiten von Kindertagesein-

richtungen, Schulen oder sonstigen Betreuungseinrichtungen sowie mit den 
Betreuungszeiten pflegebedürftiger Angehöriger 

 - Anpassung der Arbeitszeit an die Schulferien. 
 
8.20  Für besondere Notfälle kann in städtischen Kindertageseinrichtungen ein Be-

treuungsplatz für Kinder über drei Jahre bis hin zur Schulpflicht zur Verfügung 
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gestellt werden. Der Fachbereich Kinder, Jugend und Familie ist bemüht, städ-
tischen Mitarbeitern/-innen innerhalb von drei Werktagen – in absoluten Notsi-
tuationen bereits am nächsten Werktag – eine Kurzzeit- und/oder Notfallbe-
treuung in seinen eigenen Kindertageseinrichtungen zur Verfügung zu stellen. 
Eine entsprechende Notfallbetreuung kann maximal an zehn Tagen in einem 
Jahr in Anspruch genommen werden. 

 
8.21  Einmal im Jahr bietet die Stadt Herne für ihre Beschäftigten einen Eltern-Kind-

Tag an. Hierdurch soll verdeutlicht werden, dass die Beschäftigten gleichzeitig 
auch eine Rolle als Eltern haben und dafür sorgen müssen, dass Familie und 
Beruf miteinander vereinbart werden können. 

 
8.22  Teilzeitbeschäftigte haben die gleichen Aufstiegschancen wie Vollzeitbeschäf-

tigte. Das berufliche Fortkommen darf durch Teilzeitarbeit nicht beeinträchtigt 
werden. 

 
8.23  Teilzeitbeschäftigung darf sich nicht nachteilig auf die dienstliche Beurteilung 

auswirken. 
 
8.24  Leitungs- und Führungskräfte werden in Beurteilungsseminaren speziell auch 

zu der Frage geschult, dass eine Teilzeitbeschäftigung sich nicht nachteilig auf 
die dienstliche Beurteilung auswirken darf. 

 
8.25  Das Verbot der strukturellen Diskriminierung ist Gegenstand der Führungsleit-

linien. 
 
8.26 Die Vereinbarung von Familie und Beruf stellt für Mütter und Väter eine be-

sondere Belastungssituation dar. Ein Konzept zum Betrieblichen Gesund-
heitsmanagement berücksichtigt diese Belastungssituation und entwickelt ggf. 
spezifische Maßnahmen. 

 
 
9.  Beurlaubung 
 
9.1  Die Stadt Herne genehmigt Anträge auf Beurlaubung zur tatsächlichen Be-

treuung eines Kindes unter 18 Jahren oder eines pflegebedürftigen Angehöri-
gen, soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
 Vor Beginn einer Beurlaubung/Elternzeit werden die Antragsteller/-innen auf 
folgendes hingewiesen: 
- Eine längere Unterbrechung der aktiven Berufstätigkeit kann sich nachteilig 

für den späteren Wiedereinstieg und die weitere Erwerbsbiographie auswir-
ken. 

- Im eigenen Interesse der Beschäftigten wird daher empfohlen, sich über be-
rufliche Entwicklungen auf dem Laufenden zu halten. 

- Ergänzend können Beurlaubte in Interessenlisten aufgenommen werden   für 
die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, für Urlaubs- oder Krank-
heitsvertretungen, erziehungsgeldunschädliche Beschäftigungen im Rahmen 
des tatsächlichen Bedarfs und der persönlichen Einsatzmöglichkeiten. 

- Mit standardisierten Beratungsgesprächen wird das Ziel verfolgt, Beurlau-
bungszeiten möglichst kurz zu halten. 
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- Beurlaubten Beschäftigten steht die Gleichstellungsstelle zu Fragen des 
Wiedereinstiegs zur Verfügung. 

 
9.2  Die Beurlaubung ist bis zu 3 Jahre mit der Möglichkeit der Verlängerung zu 

befristen. 
 
9.3  Der Anspruch auf die gleiche Entgelt- und Besoldungsgruppe bleibt erhalten, 

ebenso der Anspruch auf einen gleich qualifizierten Arbeitsplatz, soweit der 
Stellenplan eine entsprechende Stelle vorsieht und dienstliche Gründe dem 
nicht entgegenstehen. 

 
9.4  Beurlaubten Beschäftigten wird die Rückkehr in Vollzeit- oder Teilzeitbeschäf-

tigung ermöglicht, soweit dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Auf 
Wunsch der Beschäftigten soll auch eine Änderung des Umfangs der Arbeits-
zeit, z. B. zur Vollzeitbeschäftigung vorgenommen werden. 

 
9.5  Beschäftigte, die eine Beurlaubung beantragen, werden durch die Personal-

verwaltung über die beamten-, arbeits-, versorgungs- und rentenrechtlichen 
Folgen informiert, bzw. auf mögliche Konsequenzen hingewiesen (siehe auch 
8.14). 

 
9.6  Die Ablehnung eines Beurlaubungsantrages bedarf der schriftlichen Begrün-

dung und wird der Gleichstellungsbeauftragten zur Stellungnahme vorgelegt. 
Bei einer endgültigen Entscheidung ist deren Stellungnahme zu berücksichti-
gen. 

 
9.7  Beurlaubten Beschäftigten werden Urlaubs- und Krankheitsvertretungen an-

geboten. 
 
9.8  Beurlaubte Beschäftigte sollen während der Beurlaubung die Möglichkeit er-

halten, ihre berufliche Qualifikation zu erhalten und zu verbessern. 
 Sie werden regelmäßig über das Fortbildungsangebot der Stadt Herne infor-
miert. 
 Insbesondere ist eine Teilnahme an den Angestelltenlehrgängen l und ll im 
Rahmen der bestehenden Zulassungsregelungen möglich. 
 Im Rahmen des bestehenden Angebotes sind Beurlaubten Fortbildungsmaß-
nahmen anzubieten, die den Wiedereinstieg in den Beruf erleichtern. 
 Bei einem Verzicht auf diese Angebote entstehen den Betroffenen keine 
Nachteile. 
 
 

10.  Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 
 
10.1  Als sexuelle Belästigung wird jedes sexuell bestimmte Verhalten bezeichnet, 

das von den Betroffenen unerwünscht und geeignet ist, sie als Person herab-
zuwürdigen. Hierzu gehören z. B. unnötiger Körperkontakt, Bemerkungen se-
xuellen Inhalts, abfällige Anspielungen, das Zeigen pornografischer Darstel-
lungen am Arbeitsplatz sowie Aufforderungen zu sexuellen Handlungen. 

 
10.2  Die Stadt Herne ist verpflichtet, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor sexu-

eller Belästigung am Arbeitsplatz zu schützen. 
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10.3  Die Verwaltung wird einen Maßnahmenkatalog zur Bekämpfung sexueller Be-

lästigung am Arbeitsplatz erarbeiten. 
 
10.4  Maßnahmen sind u. a. die Erweiterung des Fortbildungsangebots, Benennung 

von externen Ansprechpartnern und –partner-innen und Bereitstellung von In-
formationen über das Intranet. 
 Der Fachbereich Personal und Zentraler Service bietet Fortbildungsangebote 
zu dem Thema an. 
 

10.5  Der Fachbereich Personal und Zentraler Service bietet zielgruppenspezifische 
Informationsangebote zum Thema sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz für 
Führungskräfte, Praxisanleiter/innen, Ausbilder/innen und Auszubildende an.  

 
10.6  Die Versendung sexistischer Mails ist untersagt. 
 
10.7  Alle Beschäftigten haben für ein Arbeitsklima zu sorgen, in dem die persönli-

che Integrität und die Selbstachtung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter res-
pektiert und gefördert werden. 

 
 Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ist eine Verletzung der arbeitsvertragli-
chen Pflichten oder ein Dienstvergehen. 
 

10.8  Insbesondere Führungskräfte haben sexuellen Belästigungen von Beschäftig-
ten entgegenzuwirken und bekannt gewordenen Fällen von sexueller Belästi-
gung nachzugehen. 

 
10.9  Führungskräfte mit Leitungsaufgaben, Ausbilderinnen und Ausbilder und die 

Personalratsmitglieder sind verpflichtet, an Fortbildungen zum Thema „Ver-
meidung sexueller Belästigung“ teilzunehmen. 

 
10.10  Bei eingehenden Beschwerden sind Fachbereich Personal und Zentraler Ser-

vice und Gleichstellungsstelle für eine sensible Klärung des Sachverhalts zu-
ständig. 
 Die Gleichstellungsstelle unterstützt Betroffene bei der Wahrung ihrer Rechte 
und ist in allen Phasen des Verfahrens zu beteiligen. 
 

10.11  Betroffenen dürfen aufgrund ihrer Beschwerde keine Benachteiligungen ent-
stehen. 

 
10.12  Die Stadt Herne hat die im Einzelfall angemessenen arbeitsrechtlichen Maß-

nahmen wie Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung zu ergrei-
fen. 

 
10.13  Ergreift die Stadt Herne bzw. der/die Dienstvorgesetzte keine oder offensicht-

lich ungeeignete Maßnahmen zur Unterbindung der sexuellen Belästigung, 
sind die belästigten Beschäftigten berechtigt, ihre Tätigkeit am betreffenden 
Arbeitsplatz ohne Verlust des Arbeitsentgelts und der Bezüge einzustellen, 
soweit dies zu ihrem Schutz erforderlich ist. 
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11. Rechte und Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten 
 
11.1  Die Gleichstellungsbeauftragte unterstützt die Verwaltungsleitung und die Per-

sonalverantwortlichen in den Fachbereichen und wirkt mit bei der Ausführung 
des Landesgleichstellungsgesetzes sowie bei allen Vorschriften und Maß-
nahmen, die Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frau und Mann haben 
oder haben können sowie bei der Entwicklung neuer übergreifender bzw. 
fachbereichsbezogener Maßnahmen. 

 
11.2  Sie wirkt insbesondere bei allen gleichstellungsrelevanten Personalmaßnah-

men mit, wie im Frauenförderplan beschrieben. Hierzu gehört auch die Mitwir-
kung bei allen Konzepten, die Auswirkungen auf die Arbeitssituation der Be-
schäftigten haben, wie z. B. 
- Beurteilungsrichtlinien 
- Arbeitszeitregelungen 
- Re- und Organisationskonzept 
 Gleichzeitig wirkt sie mit bei der Aufstellung und Änderung des Frauenförder-
planes sowie beim Bericht über die Umsetzung des Frauenförderplanes. 
 

11.3  Sie berät und unterstützt die Beschäftigten in Fragen der Gleichstellung. 
 
11.4  Die Gleichstellungsbeauftragte ist so frühzeitig über beabsichtigte Maßnah-

men anzuhören, dass die Position der Gleichstellungsstelle Eingang in die 
Verwaltungsmeinung finden kann. Sie hat in der Regel eine Woche Gelegen-
heit zu einer Stellungnahme. Bei fristlosen Entlassungen und außerordentli-
chen Kündigungen beträgt die Frist drei Tage. 

 
11.5  Bei nicht rechtzeitiger Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten an einer 

Maßnahme wird die Entscheidung für eine Woche ausgesetzt und die Beteili-
gung nachgeholt. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Landesgleichstel-
lungsgesetzes. 

 
11.6  Die Gleichstellungsbeauftragte hat ein unmittelbares Vortragsrecht beim 

Oberbürgermeister. Sie kann an Sitzungen des Verwaltungsvorstandes teil-
nehmen sowie an allen weiteren Besprechungen der Verwaltung, die Angele-
genheiten ihres Aufgabenbereiches betreffen. Dies gilt auch für Vierteljahres-
gespräche. 

 
11.7  Hält die Gleichstellungsbeauftragte eine Maßnahme für unvereinbar mit dem 

Landesgleichstellungsgesetz oder anderen Vorschriften zur Gleichstellung von 
Frau und Mann, kann sie innerhalb einer Woche nach ihrer Unterrichtung der 
Maßnahme widersprechen; bei außerordentlichen Kündigungen und fristlosen 
Entlassungen gilt eine Frist von drei Tagen. Der Oberbürgermeister entschei-
det erneut über die Maßnahme, deren Vollzug bis zur erneuten Entscheidung 
auszusetzen ist. 

 
11.8  Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufgaben-

bereich berühren, an den Sitzungen des Rates und seiner Ausschüsse teil-
nehmen. Ihr ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. 
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11.9  Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufgaben-
bereich berühren, den Beschlussvorlagen des Oberbürgermeisters widerspre-
chen; in diesem Fall weist der Oberbürgermeister den Rat zu Beginn der Bera-
tung auf den Widerspruch und seine wesentlichen Gründe hin. 

 
11.10  Die Gleichstellungsbeauftragte kann die Öffentlichkeit über Angelegenheiten 

ihres Aufgabenbereiches unterrichten. 
 
 
12.  Umsetzung des Frauenförderplanes 
 
12.1  Die Beschäftigten können sich unmittelbar während der Dienstzeit an die 

Gleichstellungsstelle wenden. 
 Alle Anliegen werden vertraulich behandelt. 
 
12.2  Die Gleichstellungsbeauftragte kann einmal im Jahr eine Versammlung der 

weiblichen Beschäftigten einberufen. 
 
12.3  Der Frauenförderplan wird durch den Rat für den Zeitraum von 3 Jahren be-

schlossen. 
 

 Nach Ablauf des Frauenförderplanes legt die Verwaltung einen Bericht über 
die Personalentwicklung und die durchgeführten Maßnahmen gemeinsam mit 
einer Fortschreibung des Frauenförderplanes vor. 
 

12.4  Der Frauenförderplan wird bekannt gegeben und allen Beschäftigten zugäng-
lich gemacht. Die Vorgesetzten wirken in ihren Zuständigkeitsbereichen auf 
die Bekanntmachung und Umsetzung des Frauenförderplanes hin. 

 
 Die Verwaltung führt Informationsveranstaltungen über die Inhalte des Lan-
desgleichstellungsgesetzes und des Frauenförderplanes für die Beschäftigten, 
insbesondere für die mit Leitungsfunktionen, durch. 
 

12.5  Die Gleichstellungsstelle ist bei allen sozialen, organisatorischen und perso-
nellen Maßnahmen zu beteiligen, die Auswirkungen auf die Gleichstellung ha-
ben oder haben können. Sie wirkt bei der Aufstellung und Umsetzung des 
Frauenförderplanes mit. 

 
12.6  Die Arbeitsgruppe „Frauenförderung als Querschnittsaufgabe“ wird fortgeführt. 
 
 Zu den Aufgaben der Arbeitsgruppe gehören im Einzelnen: 

- Überprüfung der im Frauenförderplan festgelegten Ziele, Zielquoten und 
Maßnahmen auf ihre Effektivität 

-  Neuanpassungen des Frauenförderplanes nach der Laufzeit von 3 Jahren 
-  Regelungen einzelner Umsetzungsprobleme während der Laufzeit 
 
 Die „Ansprechpartnerinnen für Gleichstellungsfragen“ in den Dezernaten füh-
ren ihre Tätigkeiten fort. 
 

 Ihre Aufgaben sind im Einzelnen: 
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- Beratung und Unterstützung der Organisationseinheiten bei der Umsetzung 
des Frauenförderplanes 

- Ansprechpartnerin für Mitarbeiterinnen bei auftretenden Gleichstellungsprob-
lemen und ggf. Weiterleitung an die Gleichstellungsstelle 

- Transport von Informationen zu Gleichstellungsthemen von der Gleichstel-
lungsstelle an die Mitarbeiterinnen. 

 
12.7  Um der zunehmenden Dezentralisierung der Personalverantwortung auf die 

Fachbereiche Rechnung zu tragen und die Ansprechpartnerinnen der Dezer-
nate zu unterstützen, benennt jeder Fachbereich nach Möglichkeit eine An-
sprechpartnerin für Gleichstellungsfragen. 

 
 Es erfolgt keine Übertragung von Rechten bzw. Funktionen der Gleichstel-
lungsstelle auf die betreffende Person. 
 

12.8  Frauen sollen bei der Besetzung von Kommissionen, Projekt- und Arbeits-
gruppen, insbesondere bei Auswahlgremien paritätisch beteiligt werden. 

 
 
13.  Berichtswesen und Controlling 

 Die Umsetzung der festgelegten Maßnahmen und Ziele zur Frauenförderung 
muss durchschaubar, nachvollziehbar und überprüfbar sein. 

 
 Zu diesem Zweck sind alle Statistiken, Erhebungen und Analysen zur Perso-
nalsituation geschlechtsspezifisch zu erfassen und auszuweisen. 

 
13.1  Beschäftigtenstatistik 

 Der Fachbereich Personal und Zentraler Service erhebt die Beschäftigtenda-
ten zur Feststellung und zur Darstellung der Personalentwicklung zum Stich-
tag 31.12.2013 für den Zwischenbericht und zum Stichtag 30.06.2015 für die 
Fortschreibung des Frauenförderplanes. 
 
 Ist bei Erstellung des Zwischenberichts erkennbar, dass die im Frauenförder-
plan festgelegten Zielquoten nicht erreicht werden können, sind ergänzende 
Maßnahmen zu ergreifen. Die Gleichstellungsstelle ist zu beteiligen. 
 

13.2  Controlling zum Stellenbesetzungsverfahren und zur Personalentwicklung 
 Der Fachbereich Personal und Zentraler Service dokumentiert jahresbezogen 
folgende Daten geschlechterdifferenziert: 
• die Anzahl der ausgeschriebenen Stellen intern/extern 
• die Anzahl der Bewerbungen 
• die Anzahl der erfolgreichen Bewerbungen 
• die Anzahl der Beförderungen/Höhergruppierungen 
• Beurteilungsergebnisse unter Angabe des Fachbereichs und Spezifizie-

rung der regelmäßigen Arbeitszeit 
• Beschäftigte in Führungspositionen differenziert nach Vollzeit/Teilzeit 
• zugelassene Beschäftigte zu den Angestelltenlehrgängen I und II 
• zum Aufstieg zugelassene Beamtinnen und Beamte 
• Altersstruktur der Beschäftigten 

 
13.3  Controlling zu den leistungsorientierten Entgelten 
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 Mit dem TVÖD sind die Grundlagen für die leistungsorientierte Bezahlung ge-
schaffen worden. 

 
 Um ein Controlling zur Frage der geschlechtergerechten Ausschüttung zu ge-
währleisten, dokumentiert der Fachbereich Personal und Zentraler Service 
nach Abschluss jeden Bezugsjahres, wie die Leistungsprämien sich auf Män-
ner und Frauen, Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte verteilen. 
 

13.4  Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
 Der Fachbereich Personal und Zentraler Service erstellt jährlich eine ge-
schlechterdifferenzierte Statistik über die Inanspruchnahme von Elternzeit und 
über die in Teilzeit befindlichen Beschäftigten unter Angabe der Teilzeit- 
Gründe 
• Kinderbetreuung 
• Pflege von Angehörigen 
• sonstige Gründe 
• Altersteilzeit. 
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II. Zielquoten 
 (Fachbereich Personal und Zentraler Service) 
 
Vorbemerkungen 
 
1. Die nachfolgenden Zielquoten stehen unter dem Vorbehalt des verfassungsmäßig 

festgelegten Grundsatzes der Bestenauslese, der den Zugang zu öffentlichen 
Ämtern regelt. Dieser Grundsatz des Art. 33 Abs. 2 GG gilt sowohl im Beamten- 
als auch im Tarifbereich und ist nicht nur bei Einstellungsentscheidungen, son-
dern auch bei der Personalförderung (Beförderungen, Höhergruppierungen) zu 
beachten. Er wurde durch das im Jahr 2006 in Kraft getretene Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz (AGG) als Umsetzungsmaßnahme der europarechtlichen An-
tidiskriminierungsrichtlinien ergänzt. Das AGG verbietet ebenfalls die Diskriminie-
rung u. a. wegen des Geschlechts „in Bezug auf die Bedingungen, einschließlich 
der Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen, für den Zugang zu unselbst-
ständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher Positi-
on, sowie für den beruflichen Aufstieg". Im LGG wird der Grundsatz der Besten-
auslese durch § 7 Absatz 1 und Absatz 2 beschrieben, der das Kriterium der 
Frauenförderung auf der Basis der gleichen Qualifikation und erfolgter Einzelfall-
prüfung zur Anwendung bringt. Liegen bei den jeweiligen Personalentscheidun-
gen (Einstellungen, Beförderungen, Höhergruppierungen) die Voraussetzungen 
dieser gesetzlichen Regelung vor, so sind die Zielquoten einzuhalten. Die Recht-
sprechung hat sich in den vergangenen Jahren mehrfach, bis hin zum Europäi-
schen Gerichtshof, mit Quotenregelungen befasst. Es darf danach als gesichert 
gelten, dass solche Quoten jedenfalls in der vom LGG geregelten Form zulässig 
sind.  

 
Konkret beziehen sich die jeweiligen Zielquoten auf das Ende des Berichtszeit-
raumes. Sie geben in den einzelnen Gruppen den dann angestrebten Frauenan-
teil an. Es handelt sich um sog. Mindestquoten. Mindestquoten in diesem Zu-
sammenhang heißt, dass höhere Abgänge als angenommen auch zu weiteren 
Maßnahmen im Rahmen der Frauenförderung führen, wenn die Ausgewogenheit 
noch nicht erreicht ist. Das Gleiche gilt im Übrigen, wenn sich durch Personalbe-
wegungen im Planungszeitraum eine nach dem heutigen Stand nicht notwendige 
Zielquotenbildung ergibt. 

 
Beispiel:  
Zurzeit ist das geschlechtsspezifische Verhältnis ausgewogen. Im Planungszeit-
raum ergeben sich jedoch Abgänge von Mitarbeiterinnen. 
 

2. Zur Bildung von Zielquoten wurde der Personalbestand zum 30. Juni 2012 auf 
der Grundlage des § 7 Absatz 3 LGG analysiert. Aus diesen Gesamtdaten wur-
den dann diejenigen Laufbahnen bzw. Berufsgruppen sowie Besoldungs- und 
Entgeltgruppen im Sinne des LGG herausgefiltert, in denen Frauen unterreprä-
sentiert sind. Um realitätsnah zur Bildung einer Zielquote für den 30. Juni 2015 zu 
kommen (in den Listen systembedingt mit dem Datum 31.12.2015 ausgegeben), 
wurden die Auswirkungen von Altersteilzeitvereinbarungen sowie eine altersbe-
dingte Fluktuationsquote eingerechnet.  
Die Stadt Herne lebt seit vielen Jahren unter dem Zwang der Haushaltskonsoli-
dierung und praktiziert dazu ein sogenanntes Quotierungsverfahren. Grundge-
danke ist dabei eine gleichmäßige und gerechte Verteilung des maximal mögli-
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chen Gesamteinsparungsvolumens auf die einzelnen Dezernate und eine stärke-
re Einbeziehung der Dezernate und Fachbereiche in die Bemühungen zur Haus-
haltskonsolidierung. 
 
Ausgehend von dem negativsten Fall wird es keine Wiederbesetzung freiwerden-
der Planstellen geben. Jedoch sieht das Quotierungsverfahren keine Pflicht zur 
Nichtwiederbesetzung von Planstellen vor, vielmehr ist es den Dezernaten freige-
stellt, durch sonstige organisatorische und personalwirtschaftliche Maßnahmen 
ihre Einsparungsquote zu erfüllen. Demnach ist es nicht möglich, eine konkrete 
Größe zu nennen, zu welchem prozentualen Anteil freiwerdende Planstellen zu-
künftig wiederbesetzt werden und in die Zielquoten des Frauenförderplanes ein-
fließen müssen. 

 
Zur Vereinfachung des Verfahrensablaufes wird von dem absoluten Wert ausge-
gangen (100 %-ige Wiederbesetzung). D. h. jedoch nicht, dass diese festgelegte 
Zielquote erfüllt werden muss. Im Vordergrund stehen immer die haushaltsrechtli-
chen Vorgaben und Konsolidierungsbemühungen. Sollte jedoch eine Wiederbe-
setzung von Planstellen zwingend notwendig sein, ist zu prüfen, ob diese Plan-
stellen zu einer Laufbahn bzw. Berufsgruppe sowie Besoldungs- und Entgelt-
gruppe gehört, in denen Frauen unterrepräsentiert sind. In diesen Fällen ist die 
Planstelle unter Berücksichtigung der Zielquote entsprechend zu besetzen. 

 
Bei den Zielquoten für die Besoldungs- und Entgeltgruppen erfolgten keine sog. 
Durchrechnungen bzw. Kettenbildungen. 

 
Zur Erläuterung: 
Interne Besetzungen höherwertiger Stellen werden nicht an die darunter liegen-
den Gruppen mathematisch weitergegeben. Normalerweise verändert sich durch 
einen solchen Vorgang automatisch auch das unter der jeweiligen Gruppe lie-
gende Zahlenwerk, und zwar je nach Hierarchiehöhe unter Umständen über meh-
rere Gruppen. Der Versuch eines mathematischen Einbringens in alle Gruppen 
würde jedoch das gesamte Zahlenwerk unübersichtlich gestalten, zumal das je-
weilige konkrete Besetzungsverfahren von ausschlaggebender Bedeutung ist. 
Verlagerungseffekte werden jedoch insofern kompensiert, als Quoten nicht nur für 
die einzelnen Besoldungs- und Entgeltgruppen sondern auch für ganze Lauf-
bahngruppen zu bilden sind (z. B. gehobener nichttechnischer Dienst, vgl. Ziff. 4). 

 
Das Datenmaterial wird verwaltungsintern jährlich aktualisiert, so dass auch dar-
aus die Entwicklung der Zielquoten erkennbar ist. 
Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass gerade vor dem Hintergrund der anhal-
tend intensiven Einsparungsbemühungen Korrekturen bei der beschriebenen 
Quotenbildung erforderlich werden. 

 
3. Wie aus den Übersichten erkennbar ist, werden Beamte und Beschäftigte im Sin-

ne des LGG getrennt dargestellt. Diese Sichtweise kann bei einigen Berufsgrup-
pen im Rahmen konkreter Personalentscheidungen nicht immer konsequent ein-
gehalten werden (Wechsel in der Beschäftigtenart). So ist es zum Beispiel denk-
bar, dass die bisher von einem Beamten/einer Beamtin wahrgenommene Funkti-
on einem/einer Beschäftigten übertragen wird oder auch umgekehrt. 

 
Im Übrigen gelten folgende Besonderheiten: 



 46 

 
Beamte 
Über 97% der Beamten entfallen auf die Laufbahnen des nichttechnischen Diens-
tes und des feuerwehrtechnischen Dienstes. Ausscheidende Personen werden 
dort in aller Regel durch Nachwuchskräfte ersetzt, so dass Strukturveränderun-
gen überwiegend durch Beförderungen eintreten können.  
In einigen Bereichen ergeben sich rechnerisch keine Zielquoten, weil für den Be-
richtszeitraum altersmäßig keine Personalabgänge zu prognostizieren sind. Fer-
ner ist es weiterhin fraglich, ob Beförderungen aufgrund der angespannten Fi-
nanzlage zeitnah nach Ablauf der Wartezeit von einem Jahr realisiert werden 
können. 
Soweit es dennoch zu Fluktuationen kommt, sind bei Auswahlverfahren im Rah-
men der Bestenauslese die Grundsätze des § 7 LGG anzuwenden. 

 
Tarifbeschäftigte (vormals Angestellte und Arbeiter/innen) 
Bekanntlich bildeten Angestellte und Arbeiter/innen früher zwei selbständige Be-
schäftigten-Gruppen, die im FFP getrennt erfasst wurden und eigene Zielquoten 
nach unterschiedlichen Kriterien erhielten. Inzwischen hat sich die Zusammenfas-
sung beider Gruppen etabliert, dies jedoch weiterhin ohne eigenes Eingruppie-
rungsgefüge, wie es im Jahr 2009 beispielsweise im Bereich des Sozial- und Er-
ziehungsdienstes umgesetzt wurde, bei dem eine breitere Auffächerung in die 
Gruppen S2 - S18 (zuvor E3 - E12) erfolgt ist. Die Tarifvertragsparteien kündigen 
jedoch fortlaufend an, dieses Thema zu einem erfolgreichen Abschluss zu brin-
gen. Bis dahin differenziert der FFP weiterhin analog zum Beamtenbereich nach 
der Eingruppierung, der „Laufbahngruppe" und der "Fachrichtung". 

 
Auch bei den Tarifbeschäftigten ergeben sich rechnerisch oftmals keine Zielquo-
ten, weil für den Berichtszeitraum altersmäßig keine Personalabgänge zu prog-
nostizieren sind. 
Sollte es trotzdem zu Fluktuationen kommen, sind bei Auswahlverfahren im 
Rahmen der Bestenauslese die Grundsätze des § 7 LGG anzuwenden. 

 
4. Wie bisher sind grundsätzlich zwei Zielquotenbereiche definiert, nämlich Lauf-

bahnen einerseits sowie Besoldungs- und Entgeltgruppen andererseits. Beide be-
inhalten das gleiche Ausgangszahlenmaterial, wobei die Laufbahnen-Zielquoten 
lediglich den höheren Aggregationszustand aus den einzelnen Besoldungs- und 
Entgeltgruppen darstellen. Von daher sind auch beide Abgangswerte auf die glei-
chen angenommenen Personalfälle zurückzuführen. Abweichungen ergeben sich 
aber aufgrund bestimmter Fallkonstellationen. So kann es zum Beispiel vorkom-
men, dass innerhalb einer Laufbahn der Frauenanteil insgesamt über 50 v. H. 
liegt, in einer oder zwei konkreten Besoldungs- bzw. Entgeltgruppen jedoch da-
runter. 
 

5. Generell ist daher anzumerken, dass die Beförderung bzw. Höhergruppierung 
nicht die entscheidende Maßnahme darstellt. Sie ist in der Regel das Ergebnis 
einer vorausgegangenen Personalentscheidung. Von daher ist die konkrete Stel-
lenbesetzung (intern wie auch extern) der entscheidende Faktor, der auch im Be-
reich der Frauenförderung besonders zu beachten ist. 
Dem wird die Stadt Herne mit einem strukturierten Stellenbesetzungsverfahren 
Rechnung tragen. Die Überarbeitung der Beurteilungsrichtlinien erfolgte letztmalig 
am 15. Juni 2011 und beinhaltet umfangreiche Kontrollmöglichkeiten. 
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6. Interne Fluktuationen, und damit auch die Möglichkeit, eher Zielquoten zu errei-

chen, sind in den handwerklichen Bereichen jedoch nicht so häufig möglich wie 
im Beamten- und den restlichen Entgeltbereichen (früher Angestelltenberufe). Der 
Personalbedarf wird in den handwerklichen bzw. gewerblich-technischen Berufs-
richtungen überwiegend durch externe Einstellungen gedeckt, so dass die Aus-
wahlgrundsätze des § 7 LGG anzuwenden sind. Die praktischen Erfahrungen 
zeigen aber insbesondere für diesen Bereich, dass sich überwiegend Männer 
bewerben. Hier könnten die fortgesetzten Teilnahmen am „Girl’s Day“ sowie wei-
terhin stattfindende Informationsveranstaltungen sukzessive Veränderungen her-
vorrufen. 

 
Zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit bildet die Stadt Herne in einigen 
Handwerksberufen auch selbst aus. In den meisten Fällen ist allerdings keine an-
schließende Übernahme, sondern ggf. nur eine befristete Weiterbeschäftigung für 
die Dauer eines Jahres abhängig von der Bedarfslage möglich. Insgesamt ist die 
Frage der Quantität in allen Ausbildungszweigen und den sich eventuell an-
schließenden (Zeit-)Verträgen zum aktuellen Zeitpunkt sehr ungewiss und wird 
aufgrund weiterer Einsparungsbemühungen im ständigen Fokus bleiben müssen.  
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2ZL.Ergänntng - SGV. NRW. - (Stand 1. 1. 2003)

Gesetz
zur Gleichstellung von Frauen und Männern

für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landesgleichstellungs gesetz - LGG)

Vom 9. November 1999 (Fn 1)

(Artikel I des Gesetzes)
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9.  11.  99 (1)

Abschnitt I
Allgemeine Bestimmungen

s 1
Ziel des Gesetzes

(1) Dieses Gesetz dient der Verwirklichung des Grunä-
rechts der Gleichberechtigung von Flauen und Männern.
Nach Maßgabe dieses Gesetzes und anderer Vorschriften
zur Gleichstellung von trlauen und Männern werden
Frauen gefördert, um bestehende Benachteiligungen ab-
zubauen. Ziel des Gesetzes ist es auch. die Veieinbarkeit
von BeruJ und Familie für Frauen und Männer zu ver-
bessern.

(2) Frauen und Männer dtirfen weqen ihres Ge-
schlechts nicht dislriminiert werden. Ein--e Disliriminie-
rung liegt auch dann vor, wenn sich eine geschlechtsneu-
tral formulierte Relelung oder Maßnalime tatsächlich
auf ein Geschlecht 

-weseitlich 
häufiger nachteilis oder

seltener vorteilhaft auswirkt und dieJnicht durch-zwin-
gende Grifrde objektiv gerechtfertigt ist. Maßnahmen
zur Förderung von Frauen mit dem Ziel, tatsächlich be-
stehende Ungleichheiten zu beseitigen, bleiben un-
berührt.

(3) Die Erftillung des Verfassunqsauftrases aus Arti-
kel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes unä die Urisetzung die-
ses Gesetzes sind besondere Aufgaben der Dienstkräfte
mit Leitungsfunktionen.

$ 2 ( F n 3 )
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt, soweit es nichts anderes be-
stimmt, für die Verwaltungen des Landes, der Gemeil-
den und Gemeindeverbände und der sonstigen der Aul-
sicht des Landes unterstehenden Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichei Rechts, ftir die
Eigenbetriebe und Krankenhäuser des Landes, der Ge-
meinden und Gemeindeverbände sowie für die Gerichte
und Hochschulen, den Landesrechnungshof, die Landes-
beauftragte und den Landesbeauftrastän ftii den Daten-
schutz, dfe Verwaltung des Landtaeei und für den West-
deutschen Rundfunk XOln. Dieses-Gesetz eilt nicht fiiLr
die Provinzial-Versicherungsahstalten der Rheinprovinz
und den Verband öffentlicher Versicherer.
t (Z) e,f die Sparkassen, die Landesbank Nordrhein-

Westtalen, die LBS Westdeutsche Landesbausparkasse.
die Westfälischen Provinzial-Versicherunesanstälten unci
die Lippischd Landes-Brandversicherung-sanstalt finden
die $$-1 biq 4, $ 5 a Abs. 1, $ 6 Abs. 1, Sn, die gg 12 bis
14, $ 15 Abs. I und 3 sowie g 1?..Anwendung. Die in
Satz 1 genannten Stellen haben-im Übrigen dwöh eigene
ihren Aufgaben Rechnung tragende Relelungen zu ge-
währleistei, dass das Zie-i der-GleichstöUunä von Fiau
und Mann in gleicher oder besserer Weise värwüklicht
wird. Auf den Westdeutschen Rundfunk Köln findet
Satz l Anwendung.

(3) Bei der Gründung eines Unternehmens in Rechts-
formen des Privatrechts durch das Land. eine Gemeinde
oder einen Gemeindeverband soll die Anwendung dieses
Gesetzes im Gesellschaftsvertrag vereinbart werden.
Gehört dem Land, einer Gemeindi oder einem Gemein-
deverband allein oder gemeinsam mit anderen Gebiets-
körperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unterneh-
mens in einer Rechtsform des privaten Rechts, wirken
die Vertreterinnen und Vertretet'darauf hin. dasl in dem
Unternehmen die Ziele dieses Gesetzes beachtet werden.

$ 3
Begriffsbestimmung

(1) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind die
Behörden und Einrichtunge{r- des Landes und die in $ 2genannten Stellen. Dienststellen für die im Landesdienst
beschäftigten...Lehrkräfte sind die Bezirksregierungen
uno ore Scnulamter.

(2) Beschäftigte im Sinae des Gesetzes sind Beamtin-
nen und Beamte, Richterinnen und Richter, Angestellte,
Arbeiterinnen und Arbeiter sowie Auszubildende. Kom-
munale Wahlbeamtinrien und Wahlbeamte sowie Beam-
tinnen und Beamte, die nach $ 38 des Landesbeamtenge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai

2031



2031
9.  11.  99 (1)

1981 (GV. NR\ry. S. 234), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 20. April 1999 (GV. NRW. S: 148) iederzeit in den
einstw_eiligen- Ruhestand versetzt werdein können, sind
keine Beschäftigten im Sinne dieses Gesetzes.

(3) Stellen im Sinne dieses Gesetzes sind planstellen
und andere Stellen im Sinne von g 1? dei Landeshaüs-
haltsordnung (LHO) in der Fassüng der Bekanntma-
chung vom 26. April 1999 (cV. NRW. S. 1b8).

s 4
Sprache

Gesetze und andere Rechtsvorschriften sollen sprach-
lich der Gleichstellung von Frauen und Männern'Bech-
nung tragen. Im dienstlichen Schriftverkehr ist auf die
sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und Männern
zu achten. In Vordrucken sinä geschlechtsneutrale per-
sonenbezeichnungen zu verwenäen. Sofern diese nicht
gefunden werden können, sind die weibliche und die
männliche Sprachform zu verwenden.

Abschnitt ü
Maßnahmen zur Frauenförderung

s 5
Leistungsorientierte Mittelvergabe

Bei der leistungsorientierten Mittelvergabe an Hoch-
schulen und deren medizinische Einriihtungen sind
auch Fortschritte bei der Erftillung des Gleichs"tellunss-
auftrages aus Artikel 3 Abs. 2 Gruidgesetz und der Uin-
setzung dieses Gesetzes zu berücksichtigen. Fortschritte
sind insbesondere zu messen am Umfang der Teilhabe
von Frauen an innovativen Entwickluneön und proiek-
ten, am Anteil von Frauen bei den wissönschaftlich"Be-
schäftigten und Professuren urrd am Abbau der Unterre-
präsentanz von Studentinnen vor allem in natur-. inee-
nieurwissenschaftlichen und medizinischen Studiöngän-
gen.

$ 5 a
Erstellung und Fortschreibung von Frauenförderplänen

(l)-Jede Dienststelle mit mindestens 20 Beschäftigten
erstellt im Rahmen ihrer Zuständiekeit für personal"an-
gelegenheiten jeweils für den Zeiträum von drei Jahren
einen Frauenförderplan; in anderen Dienststellen kann
ein Frauenförderplan aufgestellt werden. In der Hoch-
schule besteht dei Frauenförderplan aus einem Rahmen-
plan für die gesamte Hochschule und aus den Frauenför-
derplänen der Fachbereiche, der Verwaltung. der zentra-
len wissenschaftlichen Einrichtungen und äer zentralen
Betriebseinheiten, soweit mindeslens 20 Beschäftiste
vorhanden sind. Die Frauenförderpläne der Fachberäi-
che können weiter differenziert weiden. Mehrere Dienst-
stellen können in einem Fraue-nförderplan zusammenge-
fasst werden. Die Zusammenfassung-darf eine erheb"li-
che Unterrepräsentanz von Frauen in einer Dienststelle
nicht durch-eine erhebliche Überrepräsentanz von Frau-
en in anderen Dienststellen ausglei-chen. Der Frauenför-
derplan ist fortzuschreiben.

(2) In der Landesverwaltung sind Frauenförderpläne
der Dienststelle vorzulegen, die die unmittelbare äUge-
meine Dienstaufsicht über die Dienststellen ausübt. Iti,r
die der Frauenförderplan aufgestellt ist. über die Fiau-
enförderpläne der Hochschulen besehließt der Senat.
Wide_rspricht die Gleichstellungsbeauftragte einer nach-
geordneten Dienststelle oder einer Hochschule dem
Frauenförderplan, ist der Frauenförderplan der Dienst-
stelle nach Satz 1 zur Zustimmung vorzülegen.

(3) Der Frauenförderplan beim Landtag wird im Be-
nehmen m i t dem Landtä gspräsidium aufge-stellt.

(4) In den Gemeinden und Gemeindeverbänden sind
die Frauenförderpläne durch die Vertretuns der kommu-
nalen Körperschäft zu beschließen.

, (5) Frauenförderpläne der sonstigen der Aufsicht des
Landes unterstehenden juristischen?ersonen des öffent-
lichen Rechts werden im Benehmen mit deren verfas-
sungsmäßig zuständigen obersten Organen aufgestellt.

(6) Nach Ablauf des FrauenJörderplans hat die Dienst-
stelle, die den Frauenförderplan auistellt, einen Berieht
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über die Personalentwicklung und die durchgeftihrten
Maßnahmen zu erarbeiten unä der nach den aEsätz"n ä'
bis 5 zuständigen Stelle_gemeinsam mit der Fortschrei_
qung_dgf .t'rau€ntörderplanes vorzulegen. Sind wä}rend
cter Geltungsdauer des- Frauenförderplans ergänzende
Maßnahmei'' im Sinne gp. E. a Äb;. 5i;grin;:*;A;;;
sind die Gründe im Eericht darzulegen.

(?) -Der Bericht zum Frauenförderplan in Hochschulen
und deren medizinische Einrichtungän nimmt auct Siet_
lgrg. ru den durch die leistungsorie-ntierte Ivtittetvergabl
$- 5)- err-eichten tr'ortschrittdn bei der Erfüuuns oes
Gleichstellungsauftrages und der Umsetzung alÄset Cä_
setzes.

(8)- Die Frauenförderpläne, die Berichte über die per_
sonalentwicklung und ilie nach Maßgabe des Frauenför_
<l9rptans _-durchgeführten Maßnahmen sind in den
I)renststellen, deren Per-sonal sie betreffen, und in den
Dcnulen oeKannt zu machen.

$ 6
Inhalt des Frauenförderplanes

(1) Gegenstand des Frauenfördefolanes sind Maßnah-
men zur Förderung der Gleichstellung, der Vereinbarkeit
von Beruf und Familie und zum Abbäu der Unterreprä_
sentanz von Frauen.

(2),Grundlagen des Frauenförderplanes sind eine Be-
standsaufnahme und Analyse der Beschäftistenstruktur
sowie eine Prognose der zu besetzenden SteTlen und der
mögüchen Bef ördenrngen und Höhergruppierungen.

(3) Der Frauenförderplan enthält fi.ir jeweils drei Jahre
konkrete Zielvorgaben bezogen auf den Anteil von Frau-
en bei Einstellungen, Beförderunqen und Höhererupoie-
rungen, um den Frauenanteil in den Bereichen, in dehen
sie, unterrepräsentiert sind, auf b0 vom Hundert zu er-
höhen.

(4) Im Frauenförderplan ist festzulegen, mit welchen
personellen, organisatörischen und fortbiidenden Maß-
nahmen die Zielvorgaben nach Absatz B erreicht vrerden
golen. Ist absehbar, dass auf Grund personalwirtschaft_
licher Regelungen Stellen gesperrt {rerden oder entfal_
len, soll der Frauenförderplah Malnahmen aufzeisen.
4ie geeignet sind, ein Absinken des Frauenanteils zu ierl
hindern. Der Frauenförderplan enthält auch Maßnah_
men zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der arj
beitqzeitgsstaltyng u3d zur Aufwert-unf von Tätigkeiten
an überwiegend mit Fiauen besetzten Albeitsplätäen.

- (5)- Wird während der Geltungsdauer des Frauenför_
derp-lans erkennbar, dass desse-n Ziele nicht erreicht
werden, sind ergänzende Maßnahmen zu ergreifen.

__.(6) .Wenn dis. Zielvorgaben_des Frauenförderplans im
Hinblick auf Einstellungen, Beförderungen unä Höher-
gruppierunger-r.von lqguen innerhalb dös vorgesehenen
Zeitraumes nicht erfül.lt worden sind, ist bis äur ErfüLl-
lung der Zielvorgaben bei jeder Einstelluns. Beförde_
rung und- HöE:rgruppierung' eines Mannes in- einem Be-
relcn, ln clem .t''rauen unterrepräsentiert sind, eine beson_
dere Begrtindung durch die Dienststelle notwend.ig.

$ ?
Vergabe von Ausbildungsplätzen,

Einstellungen, Bef örderungen
und übertragung höherwertiger T:atigkeiten

_ (f) Bei gleic!:r Eignung, Befähigung und fachlicher
Lers[ung. srnct .Frauen ber ljegTündung eines Beamten_
oder Hrchterverhältnisses-nach Maßgabe von $ g Abs. 4,
$ 199 Abs. 2 des Landesbeamtenge-setzes beüorzusr zu
benicksichtigen. Für Beförderungön gilt g 2b aUs. B aei
rJanoesDeamtengesetzes.

(2) Bei gleicher Eignung, Befähisuns und fachlicher
I.eistung sind Frauen bei Begnindu;g äines Arbeitsver-
hältnisses bevorzugt einzustelen, sow=eit in dem Zustän-
f-igkeitsbe-rei.ch der Jür 4!e Personalauswahl zuständigen
Dienststelle in der jeweiligen Gruppe der Arbeitnehäe-
nnnen uncl Arbeitnehmer weniger Frauen als Männer
sind, sofern nicht in der Persön eines Mitbewerbers
liegende Gründe über'wiegen. Satz 1 gilt auch fi.ir die
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Übertragung höherwertiger Tätigkeiten, soweit in der
damit verbundenen Vergütungs--oder Lohngruppe der
jeweiligen Gruppe der Arbeitnehmerinnen uia'lüUeit_
nehmer weniger Frauen als Männer sind.

(3) Gruppen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmär
sind die Angestellten der Vergütungsgruppen des Bun-
cles-Angestelltentarifvertrages (BAT) in Tätigkeiten, die
im Bereich der Beamtinnen und Beamten in äiner Lauf-
bahn erfasst sind und deren Gruppenzugehörigkeit sich
im. Velgleich vo.n. .Vergüt-ungs- uird Besöldungsgruppen
unter Berücksichtigung des g 1l BAT bestim-mön ifust.
Arbeiterinnen und Arbeiter bis Lohngruppe 2a sowie ab
Lohngruppe 3 der Lohngruppenverzeich-nisse zum Man_
teltarifvertrag für Arbeiterinnen und Arbeiter des Bun_
des und der Länder (MTArb) und zum Bundesmantelta-
1f ye.rt-ra g _!iir_ Arbei ter gemeindlicher Verwal tungen und
Betriebe. (BMT-G II) bilden jeweils eine Gruflpe der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Zu den'Ange-
stellten, Arbeiterinnen und Arbeitern gehören auch äie
Auszubildenden. In Bereich_en,_ in denän die genannren
Tarifverträge nicht gelten, bilden eine Grupp-e der Ar_
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer diejenie;n Arbeit_
nehmerinnen und Arbeitnehmer in artvenvanäten und in
aufeinander aufbauenden Tätigkeitsbereichen, deren Tä_
tigkeiten üblicherweise eine gläiche Vorbilduni oder eine
gleiche Ausbildung oder eine gleiche Berufierfahrung
voraussetzen.

- (a) Frir Professorinnen und Professoren, wissenschafili-
che und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
iT 41rg"stetttenverhältnis sowie für wissenschaftliche,
künstlerische und studentische Hilfskräfte eilt als zu-
ständige Dienststelle der Fachbereich. Soweit professo,
rinnen und Professoren im Angestelltenverhältnis be-
schäftigt werden sollen, werden professorinnen und
Professoren im Beamtenverhältnis in die Berechnung
nach Absatz 1 einbezogen. Die.Professorinnen und prol
fessoren, die wissenschaftlichen und künstlerischen Mi.t_
arbeiterinnen und Mitarbeiter derselben Vergütungs_
gruppe, die wissenschaftlichen und künstlerischön HilTs_
kräfte und die studentischen Hilfskräfte gelten ieweils als
eine Gruppe der Arbeitnehmerinnen unä Arbeitnehmer.

(5) Die Absätze 1 Satz 2 und 2 Satz 2 gelten entspre_
chend. f.ür Umsetzungen, soweit damit di6 übertragung
eines höherbewerteten Dienstpostens verbunden ist]unä
für die Zulassung zum Aufstiög.

9. 11. se (2)

(4_) Ip der Ar'.schreibung sind sowohl die männliche als ^ - ^ .

iä,'il,*ü,x:t"*1i"fftr,ä;:;ff f; ff*""iifi,xiti;,f,1ä2031
für- die Tiitigkeit. In der Ausschreibung ist darauf hinzul
w..eisen, -dass ,Bewerbungen von Ftalen ausdrücklich
erwlinscht sind und Frauön bei gleicher Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung bevorzugt lerüöksichtiet
werden, sofern nicht in der Person ein-es Mitbewerbeis
Iiegende Grtinde überwiegen.

(5) Die Ausschreibung hat sich ausschließlich an den
Anforderungen des zu besetzenden Arbeitsplatzes oder
des zu übertragenden Amtes zu orientieren. 

-

(6). S.oweit zwipgende- dienstliche Belange nicht entge-
genstehen, sind die Stellen einschließlich der Funktioöen
mit-Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben zur Besetzung
auch in Teilzeit auszuschreiberi.

(?) Wditergehende Vorschriften über eine Ausschrei-
bung bleiben unberührt.

(Q) Von ein-er Ausschreibung im Sinne der Absätze I
und 2 kann abgesehen werden-bei

1. Stellen derBeamtinnen und Beamteh im Sinne des $ 38
des Landesbeamtengesetzes;

2. Stellen, die Anwärterinnen und Anwärtern oder Aus-
zubildenden vorbehalten sein sollen;

3. Stellen, deren Besetzung nicht mit der übertragung
eines höherbewerteten Dienstpostens verbunden iind]

4. Stellen der kommunalen Wahlbeamtinnen und -wahl-
beamten.

$ e
Vorstellungsgespräch

(1) In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert
sind, sind mindestens ebenso viele Frauen wie Männer
oder alle Bewerberinnen zum Vorstellungseespräch ein-
zuladen, wenn sie die geforderte eua[ffkätiön für die
Besetzung des Arbeitsplatzes oder des zu übertragenden
Amtes erfüLllen-

(2) Auswahlkommissionen sollen zur Hällte mit Frauen
besetzt werden. Ist dies aus zwingenden Gründen nicht
möglich, sind die Grtinde aktenkundig zu machen.

^ (3) Fragen- nach einei bestehenden oder geplahtöir
Schwangerschaft sowie.der Betreuune von Kiidärn ne-
ben der Berufstätigkeit sind unzulässrt.s B

Ausschreibung
(1) In Bereichen, in denen Frauen nach Maßgabe des $ ?unterrepräsentiert sind, sind zu besetzende- Stellen 

-in

allen Dienststellen des Dienstherrn oder Arbeitgebers
auszuschreiben. Soweit Stellen auf Grund besoiderer
fa.chs-pezifischer Anforderungen mit Absolventinnen und
Absolventen einschlägiger 

-AusbildungsAänqe 
besetzt

werden müssen, die nicht in allen Dienststelle-n beschäf_
lgt sind, sind diese in den jeweiligen Dienststellen des
Dienstherrn oder Arbeitgebörs ausäuschreiben. Darüber
hinaus kann im Benehmen mit der Gleichstellungsbeauf_
tragten von die-nststellenübergreifender Ausscli'reibung
abgesehen werden. Bei befristeten Beschäftigungsver-
hältnissen des wissenschaft l ichen personals än I loch_
schrrlen kann entsprechend den Sätzen 1 und 2 verfahren
wercen.

(2) Liegen nach einer Ausschreibung in allen Dienst_
stellen des Dienstherrn oder ArbeitAe6ers keine Bewer_
bungen von Frauen vor, die die gefolderte eualifikation
erfüllen, und ist durch haushaltirechtliche 

-Bestimmun_

gen eine interne Besetzung nicht zwingend vorgeschrie_
ben, soll die AusschreibunE öffentlich e-inmal wiederholt
werden. Im Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten kann von einer öffentlichen Ausschreibuig abge_
sehen werden-

_ (3) Ausbildungsplätze sind öffentlich auszuschr.eiben.
Eeträgt der Frauenanteil in einem Ausbildungsgang
weniger als 20 vom Hundert. ist zusätzlich öffentliclinril
dem Ziel zu werben, den Frauenantei l  zu erhöhen. Ab_
satz 2 Satz 2 gi l t  entsprechend.

s 1 0
Auswahlliriterien

- (1) Für die Beurteilung von Eignung, Befähigung und
f achlicher Leistung sind- ausschliißlicE die Anrord-erun-
gen des zu besetzenden Arbeitsplatzes oder des zu
vergebenden Amtes maßgeblich. Böi der eualifikations-
beurteilung sollen Erfahrungen und Fähigkeiten aus der
Betreuung von Ilindern und Pflegebedtir{tieen einbezo-
gen wer-den, soweit diese für die züübertrageide Aufgabe
von Bedeutung sind.

- (2)- Vorangegangene Teilzeitbeschäftigungen, Unter-
brechungep- der_ Erwerbstjitigkeit und-VeLögerungen
beim Abschluss der Ausbildung auf Grund der Bätreuüne
von Kindern oder pflegebedürftiger Angehöriger dürfeä
nicht nachteilig berücksichtigt werden. Die die;strechili-
chen Vorschriften bleiben unberi.iLhrt. Familienstand.
Einkommensverhältnisse des Partners oder der pa*nerin
und die ZahI der unterhaltsberechtigten personen dürfen
nicht berücksichtigt werden.

s 1 1
Fortbildung

(1) Bei der Vergabe von Plätzen für Fortbildungsmaß-
nahmen, insb-esondire für Weiterqualifikationen,'sind -
soweit die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind -
weibliche Beschäftigte mindestens entiprechend ihrem
Anteil an den Bewerbungen zu der Fortbildungsmaß-
nahme zuzulassen.
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(2) Für weibliche Beschäftigte werden auch besondere
Fortbildungsmaßnahmen angeboten, die auf die_über-
nahrne von Tätigkeiten vorbereiten, bei denen Flauen
unterrepräsentiert sind.

(3) Die Fortbildungsmaßnahmen sollen so durchgeführt
werden, dass Beschäftigten, die' Ki:nder betreuen oder
pfleAebedürftige Angehörige versorgen, sowie Teilzeitbe-
schäftigten die Teilnahme möglich ist. Entstehen durch
die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen notwendige
Kosten für die Betreuung von Kindern unter zwölf
Jahren, so sind diese vom Dienstherrn oder Arbeitgeber
zu erstatten.

_ (a) In das Fortbildungsangebot sind regelmäßig die
Themen Gleichsteltung vän Flau und Mani und Söhutz
vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz aufzunehmen.
Dies gilt insbesondere für die Fortbildung von Beschäf-
tigten mit Leitungsaufgaben und von Beschäftigten, die
im Organisations- und Personalwesen tätig sind.

(5) Frauen sind verstärkt als Leiterinnen und Referen-
tinnen für Fortbildungsmaßnahmen einzusetzen.

s 1 2
Gremien

(1) Kommissionen, Beiräte, Verwaltungs- und Auf-
sichtsräte sowie sonstige Gremien sollen geschlechtspari-
tätisch besetzt werden. Bei der Aufstelluns von Listen
und Kandidaturen für Wahlgremien und -orlane soll auf
die paritätische Repräsentanz geachtet werden.

(2) Werd.en bei Dienststellen nach g 3 Gremien gebildet
oder wiederbesetzt, sollen die entsendenden Stellen
ebenso viele Frauen wie Männer benennen. Besteht das
Benennungsrecht nur für eine Person, sollen Frauen und
Männer alternierend berücksichtigt werden. Bei ungera-
der Personenzahl gilt Satz 2 entsprechend fi.ir die letzte
Position. Die Sätze 1 bis 3 gelten für die Begründung der
Mitgliedschaft in einem dremium durch Eerufunfsakt
einer Dienststelle entsprechend. Weitergehende Vor-
schriften bleiben unberü-hrt.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Entsendung von
Vertreterinnen und Vertretern durch Dienststellen oder
Einrichtungen im Sinne des $ 3 in Gremien außerhalb des
Geltungsbereiches dieses Gesetzes.

(4) Die Umsetzung der Bestimmungen zur Gremienbe-
setzung ist in den Frauenförderbericht aufzunehmen,

Abschnitt ilI
Maßnahrnen zur Vereinbarkeit

von Beruf und Familie

$ 1 3
Arbeitszeit und Teilzeit

(1) Im Rahmen der gesetzlichen, tarifuertraglichen oder
s,onstigen Regelungen der Arbeitszeit sind Belchäftigten,
die mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder einen
pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen tatsächlich be-
treuen oder pflegen, Arbeitszeiten zü ermöglichen, die
eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie erleichtern.
soweit zwiirgende dienstliche Belange nicht entgegenste-

(2) Die Dienststellen sollen ihre Beschäftisten über die
Möglichkeiten von Teilzeitbeschäftigung införmieren. Sie
sollin den Beschäftisten dem Bedaif eitsprechend Teil-
zeitarbeitsplätze an6ieten; dies gilt auch für Arbeits-
plätze mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben.

(3) Anträgen von Beschäftigten auf Ermäßigung der
regelmäBigen Arbeitszeit bis auf die Hälfte zur tatsächli-
chen Betreuung oder Pflege mindestens eines Kindes
unter 18 Jahren oder eines pflegebedtiLrftigen sonstigen
Angehörigen ist zu entsprechen, soweit zwingende
dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Die Teilzeitbe-
schäftigung ist bis zur Dauer von fünJ Jahren mit der
Möglichkeit der Verlängerung zu befristen.

(4) Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das bemfliche
Fortkommen nicht beeinträchtigen; eine unterschiedliche
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Behandlung von Beschäftigten mit ermäßigter Arbeits-
zeit gegenüber Beschäftigten mit regelmäßiger ArbeitS-
zeit ist nur zulässig, wenn zwingendt sachli,ehe Gninde
sie rechtfertigen. Teilzeitbeschä-ftizung darf sich nicht
nachteilig auf die dienstliche Beurtiilung auswirken.

. (5) Beschäftig-te, dle eine Teilzeitbeschäftigung bean-
tragen, sind auf die Folgen der ermäßigten fubäitszeit,
insbesondere auf die beamten-, arbeiti-, versorgungs-
und rentenrechtlichen Folgen hinzuweisen.

(6) Bei Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen
im Sinne des Absatzes 3 isi unter Ausschöpfen aller
haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ein personäller, sonst
ein organisatorischer Auigleich vorzunöhmen.

. (?) Wenn den Beschäftigten {ie- Teilzeitbeschäftigung
im bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet weiaei
kann.und dienstliche Belange nicht entfegenstehen; soll
eine Anderung des u*lqrl{ der reilzäiib.rct at11i;ü"1
oder. der Ubergang zur Vollzeitbeschäftigung vorraAgi!
zugelassen wercten.

s 1 4  t
Beurlaubung

. (1) Anträgen_von Beschäftigten auf Beurlaubung zur
tatsächlichen Betreuung oder Pllege mindestens lines
Kindes unter 18 Jahren oder einäs pflegebedürftigen
sonstigen Angehörigen ist zu entsprecfren,-soweit zw*in-
gende dienstliche Belange nicht- entAegenstehen. Die
Beurlaubung ist bis zur Dauer von dröi Jahren nrit der
Möglichkeit der Verlängerung zu befristen.

(2) Nach Beendigung der Beurlaubung oder des Erzie-
hungsurlaubgs sollgn die Beschäftigten in der Regel
wieder am alten Dienstort oder woh-nortnah eingese*tzt
werden.

(3) g 13 Abs. 5 gilt entsprechend.

( ) Bei Beurlaubungen aus familiären Gründen im
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und bei Inanspruchnahme
von Erziehungsurlaub ist unter Ausschöpferi aller haus-
haltsrechtlichen Möglichkeiten ein persoheller, sonst ein
organisatorischer Ausgleich vorzunähmen.

(5) Beurlaubten Beschäftigten im Sinne des Absatzes 4
sind insbesondere Urlaubs- und Krankheitsvertretungen
vorrangig anzubieten.

(6) Mit den Beschäftigten sind rechtzeitig vor Ablauf
einer Beurlaubtrng und des Erziehungsurläubes Bera-
tungsgespräche zu führen, in denen sie über die Möglich-
keiten ihrer Beschäftigung nach der Beurlaubung infor-
miert werden.

(?) Beschäftigte, die sich im Erziehungsurlaub oder in
einer Beurlaubung befinden, sollen über das Fortbil-
4ungsangebot unterrichtet werden; im Rahmen des beste-
henden Angebotes sind ihnen Fortbildungsmaßnahmen
anzubieten,.die-geeignet sind, einen Wiederöinstieg in den
öeru! zu erlerchtern.

(B) Streben beurlaubte Beschäftiste wieder eine Voll-
zeit- oder Teilzeitbeschäftigung a-n, gilt g 13 Abs. ?
entsprechend.

. 
Abschnitt IV

Gleichstellungsbeauftragte

$ l s
Bestellung der Gleichstellungsbeauf tragten

und der Ansprechpartnerinnen 
-

f ür Gleiclistellu:ngsf ragen

. (1) Jede Die-nststelle mit mindestens 20 Beschäftigten
bestellt eine Gleichstellungsbeauftragte und eine SIell-
vertreterin. Soweit auf Grund von Satz 1 eine Gleichstel-
lungsbeauftragte nicht zu bestellen ist, nimmt die Gleich-
stellungsbeauftragte der übergeordneten Dienststelle
oder der Dienststelle. die die Rechtsaufsicht ausübt, diese
Aufgabe wahr.

(2) An Schulen und Studienseminaren, an denen die
weiblichen Mitglieder der Lehrerkonferenz oder derl

/'-:\( l
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Seminarkonferenz dies beschließen, wird eine Ansprech-
partnerin fiir Gleichstellungsfragen bestellt.

(3) Als Gleichstellungsbeauftragte ist eine Frau zu be-
stellen. Ihre fachliche Qualifikation soll den umJassen-
den Anforderungen ihres Aufgabengebietes gerecht wer-
den.

$ 1 6
Dienstliche Stellung der Gleichstellungsbeauftragten
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt ihre Aufga-

be als Angehörige der Verwaltung der Dienststelle wahr.
Dabei ist sie von fachlichen Weisunsen frei. Ein Interes-
senwiderstreit mit ihren sonstigenäienstlichen Aufga-
ben soll vermieden werden.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist mit den zur Er-
füLllung ihrer Aufgaben notwendigen sächlichen Mitteln
auszustatten und bei Bedarf personell zu unterstützen.
Sie ist im erforderlichen Urirfang von den sonstigen
dienstlichen Aufgaben im Rahmen der verfügbaren Stel-
len zu entlasten. Die Entlastung soll in der Regel betra-
gen

a. in Dienststellen mit mehr als 200 Beschäftigten min-
destens die Hällte der regelmäßigen Arbeitszeit,

b. in Dienststellen mit mehr als 500 Beschäftigten min-
destens die volle regelmäßige Arbeitszeit.

In Fällen von $ 15 Abs. 1 Satz 2 ist die Zahl der Be-
schäftisten der nachgeordneten Dienststellen oder der
Dienstäellen. die deiAufsicht des Landes unterstehen,
bei der Entlastungsregelung der zuständigen Gleichstel-
lungsbeauftragten zusätzlich zu berücksichtigen.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stellver-
treterin dürfen wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt
oder begünstigt we-rden; dies gilfauch ftir ihre beruflicf,e
Entwicklung

(a) Sie haben auch über die Zeit ihrer Bestellung hin-
aus Verschwiegenheit über die persönlichen Verhältnisse
von Beschäfti[ten und andere'vertrauliche Angelegen-
heiten zu wahren.

s 1 7
Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte unterstützt die
Dienststelle und wirkt mit bei der Ausfi.iihrung dieses
Gesetzes sowie aller Vorschriften und Maßnahmen, die
Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frau und
Mann habeä oder haben können; dies-gitt insbesondere
für

1. soziale, organisatorische und personelle Maßnahmen,
einschließüch Stellenausschr6ibungen, Auswahlver-
fahren und Vorstellungsgespräche; die Gleichstel-
Iungsbeauftragte ist gleichberechtigtes Mitglied von
Beurteilungsbesprechungen;

2. die Aufstellung und Anderung des Frauenförderplans
sowie die Erstellung des Berichts über die Umsetzung
des Frauenf örderplans.

(2) Zu den Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten
gehören auch die Beratung und Unterstützung der Be-
schäftigten in Fragen der Gleichstellung.

s 1 8
Rechte der Gleichstellungsbeauftragten

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte erhält Einsicht in
alle Akten. die Maßnahmen betreffen. an denen sie zu
beteiligen ist. Bei Personalentscheidungen gllt dies auch
für Bewerbungsunterlagen, einschließlich der von Be-
werberinnen und Bewerbern, die nicht in die engere
Auswahl einbezogen werden, sowie für Personalakten
nach Maßgabe def Grundsätze des $ 102 Abs. 3 des Lan-
desbeamtengesetzes.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist frühzeitig über
beabsichtigte Maßnahmen zu unterrichten und an-
zuhören. Ihr ist innerhalb einer angemessenen Frist, die
in der Regel eine Woche nicht unterschreiten darI, GeIe-
eenheit zür Stellunexahme zu seben. Bei fristlosen Ent-
iassungen und außörordentlich"en Kündigungen beträgt
die Frist drei Arbeitstage; die Personalvertretung kann

e. 11. e9 (3)

2silgleich 4it dgr Unterrichtung der Gleichstellungsbe-
auftragten beteiligt werden. Soweit die Maßnahme 

-einer

anderen Dienststelle zur Entscheidung vorgelest wird.
kann die Gleichstellungsbeauftragte 

-eine-sctriiJtliche

Stellungnahme beifügen; bei fristlosen Entlassungen
und außerordentlichen Kündigungen ist die Angelegen-
heit unbeschadet des Vorliegeäs der Stellungnatme"un-
verzüglich der zuständigen Dienststelle vorzulegen.

(3) Wird die Gleichstellungsbeauftragte nicht rechtzei-
tig an einer Maßnahme beteiligt, ist die Entscheidung
über die Maßnahme ftir eine Woche auszusetzen und die
Beteiligung nachzuholen. Bei außerordentlichen Kündi-
gungen und fristlosen Entlassungen beträgt die Frist
drei Arbeitstage. Die Dienststellenleituns kann bei Maß-
nahmen, die där Natur der Sache nach klinen AuJschub
dulden, bis zur endgtiltigen Entscheidung vorläufige Re-
gelungän treffen. SIe ha1 der Gleichstell"ungsbeatütrag-
ten die vorläufige Regelung mitzuteilen und zu begfün-
cten.
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legenheit zur Teilnahme an allen Besprechungen i-hrer
Dienststelle zu geben, die Angelegenheiten ihres Auf-
gabenbereichs betreffen. Dies gilt aubh für Besprechun-
gen nach $ 63 des Landespersonalvertretungsgesetzes
(LPVG) vom 3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 20. April 1999 (GV.
NRW. S.148).

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann Sprechstun-
den fiir die Beschäftigten durchfiiihren und einmal im
Jahr eine Versammlung der weiblichen Beschäftigten
einberufen. Sie kann sich ohne Einhaltung des Dienst-
weges an andere Gleichstellungsbeauftragte und an die
für die Gleichstellung von Frau und Mann zuständige
oberste Landesbehörde wenden.

$ l e
Widerspruchsrecht

(1) Hält die Gleichstellungsbeauftragte eine Maßnah-
me für unvereinbar mit diesem Gesetz, anderen Vor-
schriften zur Gleichstellung von Frau und Mann oder
mit dem Frauenförderplan, kann sie innerhalb einer Wo-
che nach ihrer Unterrichtung der Maßnahme widerspre-
chen; bei außerordentlichen 

-Kti,ndigungen 
und fristlösen

Entlassungen ist der Widerspruch spätestens innerhalb
von drei Kalendertagen einzulegen. Die Dienststellenlei-
tung entscheidet erneut über die Maßnahme. Bis zur er-
neuTen Entscheidung ist der Vollzug der Maßnahme aus-
zusetzen. $ 18 Abs. 3 Satz 3 und 4 gelten entsprechend.

(2) Wird dem Widerspruch der Gleichstellungsbeauf-
tragten einer nachgeordneten Dienststelle nicht abgehol-
fen. kann sie innerhalb einer Woche nach der erneuten
Enischeidung der Dienststelle nach Absatz 1 Satz 2.nach
rechtzeitiger Unterrichtung der Dienststellenleitung eine
Stellunsnahme der übergeordneten Dienststelle einho-
len. Bei fristlosen Entlas-sungen und außerordenUichen
Kündigungen ist die Stellungnahme innerhalb von drei
Kalendertagen einzuholen; in diesen Fällen gilt die be-
absichtigte Maßnahme als gebilligt, ivenn nicht inner-
halb von drei Kalendertagen eine Stellungnahme der
übergeordneten Dienststelle vorliegt. Absatz 1 Satz 3
und 4 gelten entsprechend. Zum Widerspruch der
Gleichstellungsbeauf tragten an einer Hochschule nimrnt
die Gleichstellungskommission, ansonsten der Senat
Stellung.

hat ein unmittelba-
Ihr ist Ge-

$ 2 0
Anrufungsrecht der Beschäftigten

Die Beschäftigten können sich unmittelbar an die für
sie zuständige Gleichstellungsbeau{tragte, darüber hin-
aus an die Gleichstellungsbeauftragten der übergeordne-
ten Dienststellen oder an die ftir Gleichstellunssfrasen
zuständige oberste Landesbehörde wenden.

$ 2 1
Vorschriften ftir Gleichstellungsbeauftragte

der Gemeinden und Gemeindeverbände
Von den Vorschriften des Abschnittes W finden für die

Gleichstellungsbeauftragten der Gemeinden und Ge-
meindeverbände $ 15 Abs. 3, $ 16 Abs. 1, Abs. 2 Satz L



9.  11.  99 (3) 222. Ergänzung - SGV. NRW. _ (Stand 1. 1. 2008)

und 2, Abs. 3 und 4, $ 1?,, $ lB, $ 19 Abs. 1 und g Z0 1.
und 3. Alternative Airivendung.

Abschnitt V
Berichtsp4icht, übergangsvorschrif ten, .

Schlussvorschriften

s 2 2
Berichtspflicht

. Die Landesregierung berichtet dem Landtag im Ab_
stand von drei Jahren über die Umsetzunq dieses Geset_
zes in der Landesverwaltung.

$ 2 3
Verwaltungsvorschrif ten

- Verwaltungsvorschriften zu diesem Gesetz erlassen
Nnsichtlich des g 1b Abs. 2 das für das Schulwesen. im
Ubrige!: dap_{ür die Gleichstellung von Frau und Männ
zuständige Ministerium.

$ 2 4
Rechte des Personalrates

Die Rechte der Personalvertretungen bleiben un-
benihrt.

$ 2 5
Rechte der Schwerbehinderten

Die Rechte der Schwerbehinderten bleiben unberührt.

$ 2 6
übergangsregelungen

(1) -Die .Gleichstellungsbeauftragte, ihre Vertreterin
und die Ansprechpartnerin für öleichsteUunssfrasen
sind innerhalb von,vier Monaten nach Inkrafttre-ten die-
ses Gesetzes, im Übrigen innerhalb von vier Monaten
nach Vorliegen der Voräussetzungen des I lb zu bestel-
len. Dies gilt auch für Nachbesetzungen. 

-

. (2) pe_T Frauenförderplan nach g b a Abs. 1 ist erstmals
innerhalb von zwöIf Monaten nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes zu erstellen. Seehs Monate nach Ablauf des
Frauenförderplans ist der Bericht nach S 5 a Abs. 6 vor-
zulegen..-Wird. d-er_Frauenförderplan iicht fristgemäß
g.qfgestellt, sind..-Einstellunge4, Beförderungen" und
Ubertragungen höherwertiger Tätigkeiten im-Tarifbe_
reich bis zum In-Kraft-TFeten des= Frauenförderolans
auszusetzen; -dies gilt nicht fi.ir Einstellungen, diö aus
zwingenden dienstlichen GrtiLnden geboten sind.

(3) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnene perso-
nalmaßnahmen werden nach den VorschriTten dieses Ge-
setzes weitergeführt.
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( )

Fn 1 9l' ry\ü 1999 s' 590, geändert duch Art. 8 des Gesetzes zu Neuregelung der Rechtsverhältnisse der öffentlich-rechtlichen Krcditinstitute in Nordrhein-Westfalen v.2.'1.2002 (cV. NnW. S.284).
Inkrafttreten: siehe Artikel 13 d. Cesetzes (cV NnW: ausgegeben am lg. November 1999).
$ 2 Abs.2 geändert durch Art. 8 des Gesetzes v 2.7.2002 (GV NRW. S.284); in Kralt getreten am l. August z00z
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Schule im Gender Mainstream Handlungsfelder im Kontext von Schule
Kommunikation

Gleichstellung von Frau und Mann in der Rechts- und Amtssprache 
Gem. RdErl. d. Justizministeriums - 1030 - II A. 325 -, d. Ministerpräsidenten und aller Landes-

ministerien v. 24.03.1993 

Die Landesregierung hat am 12.1.1993 die aus der Anlage ersichtlichen Grundsätze für eine
gleichstellungsgerechte Gestaltung der Amts- und Rechtssprache gebilligt. 

Diese Grundsätze sind künftig zu beachten. 

Anlage
Zusammenfassung der Ergebnisse der interministeriellen Arbeitsgruppe „Gleichbehand-
lung von Frau und Mann in der Rechts- und Amtssprache“

Eine gleichstellungsgerechte Gesellschaft erfordert auch eine gleichstellungsgerechte Rechts-
sprache.

Die durchgängige Verwendung der männlichen Form zur abstrakten Bezeichnung von weib-
lichen und männlichen Personen (sog. generisches Maskulinum) trägt der Forderung nach 
sprachlicher Gleichstellung nicht angemessen Rechnung. Eine psychologisch wirksame Be-
nachteiligung von Frauen durch Verwendung des generischen Maskulinums kann nicht aus-
geschlossen werden.

Im Bereich der Amtssprache vermittelt das allgemeine Persönlichkeitsrecht einen Anspruch 
auf eine geschlechtsbezogene Anrede.

Sprachliche Gleichbehandlung sowie ein klare und verständliche Rechtssprache müssen in 
Übereinstimmung gebracht werden.

Die Rechtssprache muss auf anerkannten Normen des allgemeinen Sprachsystems basieren.

Sprachliche Gleichstellung kann in der Vorschriftensprache am erfolgversprechendsten 
durch Verwendung von

o geschlechtsneutralen Umformulierungen

o Paarformeln

erreicht werden.

Geschlechtsneutrale Umformulierungen sind der Verwendung von Paarformeln grundsätzlich 
vorzuziehen, weil sie Vorschriften im allgemeinen nicht wesentlich länger oder komplizierter
machen.

Praktische Hinweise zur Umformulierung:

o Verzicht auf ständige Wiederholung von Personenbezeichnungen, wenn klar ist, welche 
Personen durch die Norm erfasst werden.

o Definition des betroffenen Personenkreises und Bezugnahme in den späteren Vorschriften 
(z. B.: „... durch die in § ... genannten Personen ...“).

o Verwendung von passivischen Konstruktionen, wenn eindeutig ist, wer welche Rechte 
oder Pflichten nach der betreffenden Rechtsvorschrift hat (z. B.: „Bei der Zulassung zur 
Prüfung ist nachzuweisen ...“).

o Verzicht auf parallele Possessivpronomen.
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Handlungsfelder im Kontext von Schule Schule im Gender Mainstream
Kommunikation

o Vermeidung von Relativsätzen, die als Bezugswort eine Personenbezeichnung im Sin-
gular haben.

o Verwendung von Satzkonstruktionen mit verallgemeinernden Relativpronomen „wer“ 
(z. B.: „Wer ... beantragt, hat ... vorzulegen.“).

o Ersetzung generischer Maskulina durch geschlechtsindifferent verwendete Substantive.

Beispiele:

Person (auch: beratende, sprachkundige usw. Person), Mitglied, Hilfs-, Arbeits-, Fach-
kraft (auch männliche, weibliche -kraft), Lehrkraft, Elternteil, Eheleute, Schiedsleute,
Obleute, schuldiger Teil, Mündel, Vormund, Gegen- und Mitvormund, Abkömmling,
Beistand.

o Gebrauch von substantivierten Adjektiven oder Partizipien im Plural (sog. generischer 
Plural).

Beispiele:

die Vorsitzenden, die Beisitzenden, die Beschäftigten, die Antragstellenden, die Beauf-
tragten, die Kranken, die Vertragschließenden, die Eheschließenden, die Anerkennen-
den, die Anwesenden, die Abwesenden, die Annehmenden, die Schuldigen, die Ange-
klagten, die Minderjährigen, die Volljährigen, die Studierenden, die Unterhaltspflichti-
gen, die Unterhaltsberechtigten, die Geschäftsunfähigen, die Berufenden, die Beteilig-
ten, die Verpflichteten, die Betreuten, die Verschwägerten, die Verwandten, die Ange-
stellten, die Erwerbslosen, die Berufstätigen. 

Beachte: Die Verwendung des Plurals darf keine Unklarheiten oder Sinnveränderungen
hervorrufen.

o Gebrauch von Ableitungen auf -ung (z. B. Leitung, Vertretung) oder -schaft (z. B. Rich-
terschaft, Ärzteschaft, Rechtsanwaltschaft).

Praktische Hinweise zum Gebrauch von Paarformeln:

o Es sollen voll ausgeschriebene Paarformeln, die mit „und“ oder „oder“ verbunden wer-
den, gebraucht werden.

o Paarformeln unter Verwendung von Schrägstrichen sollen in einem Fließtext nicht ver-
wendet werden. Sie können allerdings bei tabellenartigen Aufzählungen und bei der 
Gestaltung von Vordrucken sinnvoll sein. Die Verwendung des großen Binnen-I ist 
ausgeschlossen.

o Innerhalb eines Regelungswerkes ist zur Vermeidung von Unklarheiten ein einheitlicher 
Umgang mit Personenbezeichnungen angezeigt.

o Die weibliche Personenbezeichnung soll der männlichen vorangestellt werden.

Ausnahmen:

o Soweit weibliche Personenbezeichnungen fehlen, kann die maskuline Form der Perso-
nenbezeichnung beibehalten werden (z. B.: Vormund, Mündel, Gast, Fahrgast, Flücht-
ling, Prüfling).

o Zusammengesetzte Wörter (z. B. Schülervertretung, Rechtsanwaltskammer, Ärztekam-
mer) können vorerst in der bisherigen Form weiter verwendet werden, solange sich kei-
ne geschlechtsneutralen Formulierungen finden lassen.
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Kommunikation

o Bezeichnungen, die einen hohen Grad an Abstraktheit und Funktionalität und damit an 
Personenferne aufweisen, können bei der Formulierung von Vorschriften in der bisher 
üblichen Form weiter verwendet werden, wenn eine geschlechtsneutrale Formulierung
(Beispiele: wer schuldet, wer mietet, wer besitzt usw.) nicht zweckmäßig erscheint.

Änderung bestehender Vorschriften:

o Es ist stets das Regelungswerk im Ganzen umzustellen.

o Eine Bekanntmachungsermächtigung mit der Auflage, gleichstellungsgerechte Formu-
lierungen einzuführen, ist verfassungsrechtlich nicht zulässig.

Literatur
Landesgleichstellungsgesetz (LGG) GV NW 1999, 590
Runderlass des Justizministeriums, des Ministerpräsidenten und aller Landesministerien vom 24.03.1993 – GABI.
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